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I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung in Druck-
sache 10/5345 wurde in der 222. Sitzung des Deut-
schen Bundestages am 19. Juni 1986 an den Innen-
ausschuß federführend sowie an den Rechtsaus-
schuß, den Ausschuß für Wirtschaft und den Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung zur Mitbera-
tung überwiesen. 
Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei-
ner 122. Sitzung am 25. Juni 1986 sowie — auf der 
Grundlage einer am 8. September 1986 durchge-
führten öffentlichen Anhörung von Sachverständi-
gen — in seiner 126., 127. und 129. Sitzung am 1., 15. 
und 22. Oktober 1986, in seiner 130., 131., 132., 133. 
und 134. Sitzung am 5., 12., 18., 25. und 27. November 
1986 sowie abschließend in seiner 135. Sitzung am 
3. Dezember 1986 eingehend — unter intensiver Be-
teiligung des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz sowie unter Hinzuziehung von Vertretern 
des Statistischen Bundesamtes und zweier Statisti-
scher Landesämter — beraten und mit Mehrheit 
seitens der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD gegen die Fraktion DIE GRÜNEN be-
schlossen, die Annahme des Gesetzentwurfes in der 
vorgelegten Fassung zu empfehlen. 

II. Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse 

1. Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Stel-
lungnahme vom 22. Oktober mit den Stimmen 

der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE GRÜNEN bei Enthaltung seitens 
der Fraktion der SPD vorgeschlagen, dem Deut-
schen Bundestag die Annahme des Gesetzent-
wurfes in der Fassung der Stellungnahme des 
Bundesrates und der Gegenäußerung der Bun-
desregierung hierzu zu empfehlen. 

Der Innenausschuß und die Bundesregierung 
wurden gebeten, in geeigneter Weise zu prüfen, 
wie dem Anliegen der Monopolkommission zur 
Übermittlung von Angaben zu Unternehmens-
gruppierungen außerhalb des zur Beratung an-
stehenden Gesetzes über die Statistik für Bun-
deszwecke entsprochen werden könne. 

Ein Antrag der Fraktion der SPD, in § 16 Abs. 4 
folgenden neuen Satz 2 einzufügen: 
„Diese Einschränkung gilt nicht gegenüber sach-
verständigen Kommissionen, deren ausdrückli-
cher gesetzlicher Auftrag die wissenschaftliche 
Auswertung bestimmter statistischer Angaben 
erforderlich macht und die selbst besonderen Ge-
heimhaltungsvorschriften unterstehen." 

wurde bei Unterstützung durch die Mitglieder 
der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN mit Mehrheit seitens der Koalitions-
fraktionen abgelehnt. 

2. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
einstimmig empfohlen, in § 5 Abs. 2 des Gesetz-
entwurfes die Ermächtigung auf „Wirtschafts-, 
Lohn-, Beschäftigungs- und Umweltstatistiken" 



Drucksache 10/6666 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

zu erstrecken. Im übrigen hat der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung dem Gesetzentwurf 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD und FDP gegen die Fraktion DIE GRÜNEN 
zugestimmt. 

3. Der Rechtsausschuß hat in seiner Stellung-
nahme vom 3. Dezember 1986 einstimmig festge-
stellt, daß gegen den Gesetzentwurf in der Fas-
sung der Beschlüsse des Innenausschusses keine 
verfassungsrechtlichen und rechtlichen Beden-
ken bestehen. Er hat empfohlen, in § 7 Abs. 1 das 
Wort „anstehende" zu streichen. 

Der Innenausschuß ist der Empfehlung des 
Rechtsausschusses, in § 7 Abs. 1 das Wort „anste-
hende" zu streichen, nicht gefolgt, da er nicht 
davon ausgegangen ist, daß es sich insoweit um 
eine Bezeichnung handelt, die als überflüssig 
entfallen kann, sondern der Auffassung ist, daß 
das Wort „anstehende" in diesem Zusammen-
hang eine einengende Konkretisierung bedeutet, 
die zum Ausdruck bringen soll, daß die Anord-
nung entsprechender Bundesstatistiken für fern

-

liegende Entscheidungen nach § 7 Abs. 1 nicht 
möglich wäre. 

III. Wesentliche Ergebnisse der Beratungen 

1. Zur Anhörung 

In bezug auf die Durchführung der öffentlichen An-
hörung ist der Ausschuß zwar einerseits davon aus-
gegangen, daß im Rahmen der Beratungen zum 
Mikrozensus- und Volkszählungsgesetz auf der 
Grundlage intensiver öffentlicher Anhörungen die 
allgemein für die Statistikgesetzgebung aus dem 
Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsge-
richts zu ziehenden Konsequenzen erörtert und de-
ren Umsetzung in beiden Gesetzgebungsvorhaben 
äußerst intensiv beraten worden war, so daß auf 
diese umfangreichen Vorarbeiten sowohl bei Erar-
beitung des Regierungsentwurfes als auch im Rah-
men der parlamentarischen Beratungen zurückge-
griffen werden konnte. Andererseits war er jedoch 
auch der Auffassung, daß die konkrete Ausgestal-
tung gerade des Entwurfs eines Bundesstatistik-
gesetzes, mit dem das Bundesstatistikgesetz unter 
Weiterentwicklung des statistischen Instrumentari-
ums an die Vorgaben des Volkszählungsurteils an-
gepaßt werden sollte, von Sachverständigen beur-
teilt werden müsse. Dies gelte um so mehr, weil das 
Bundesstatistikgesetz jene Regelungen enthalte, 
die grundsätzlich für alle Rechtsvorschriften gelten, 
die die einzelnen Bundesstatistiken anordnen. Im 
Hinblick auf die Zielsetzung des Gesetzentwurfes 
stand im Mittelpunkt der Anhörung einerseits eine 
generelle Überprüfung, ob der Gesetzentwurf den 
Anforderungen des Grundgesetzes und den Vorga-
ben des Volkszählungsurteils entspricht. Ferner 
wurden die verfassungsrechtlich relevanten Rege-
lungen, die Regelungen zur statistischen Geheim-
haltung, die Regelungen zur Verbesserung des sta-
tistischen Instrumentariums als notwendige Fort-
entwicklung der Methoden der amtlichen Statistik 
sowie die Regelungen zur Abgrenzung zwischen 
Bundes- und Länderkompetenz im Hinblick auf die 

Stellung und Aufgabe des Statistischen Bundesam-
tes aus verfassungsrechtlicher und aus daten-
schutzrechtlicher Sicht, aus der Sicht der statisti-
schen Praxis sowie aus der Sicht von Forschung 
und Wissenschaft beurteilt. Als Sachverständige 
waren mehrere Datenschutzbeauftragte, ein Verf as-
sungsrechtler, Vertreter der statistischen Praxis, 
Wissenschaftler, Informatiker und die Bundesverei-
nigung der kommunalen Spitzenverbände beteiligt. 

Die Ergebnisse der Anhörung sowie eine Reihe der 
im Rahmen der Anhörung angesprochenen Ände-
rungsvorschläge von Sachverständigen sind im Ver-
lauf der weiteren Beratungen intensiv erörtert und 
teilweise aufgegriffen worden. Vor allem auch für 
die Ausgestaltung der Vorschrift des § 15 zur Rege-
lung der Auskunftspflicht war das Ergebnis der An-
hörung von großer Bedeutung. 

Die Ergebnisse der Anhörung sind von den Koali-
tionsfraktionen und der Fraktion der SPD einer-
seits sowie von der Fraktion DIE GRÜNEN ande-
rerseits voneinander abweichend eingestuft und 
daraus im Hinblick auf die zu ziehenden Konse-
quenzen unterschiedliche Schlußfolgerungen abge-
leitet worden. Von daher wird hinsichtlich der Er-
gebnisse der Anhörung, soweit sie im Rahmen der 
weiteren Beratungen erörtert wurden und in die 
Ausgestaltung der empfohlenen Regelungsvor-
schläge eingeflossen sind oder mit ihnen die Ableh-
nung von Vorschriften oder Alternativvorschlägen 
begründet worden ist, auf die Erörterung der Ein-
zelvorschriften verwiesen. 

2. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung — der an 
dem im geltenden Bundesstatistikgesetz enthalte-
nen Grundsatz festhält, daß alle Bundesstatistiken 
durch förmliches Gesetz angeordnet werden müs-
sen — sieht zur Umsetzung der mit dem Gesetzent-
wurf verfolgten Zielsetzung einer Anpassung des 
Bundesstatistikgesetzes an die Vorgaben des Volks-
zählungsurteils des Bundesverfassungsgerichts un-
ter Weiterentwicklung des statistischen Instrumen-
tariums im wesentlichen folgende Regelungen vor: 

— die Beschränkung der durch Rechtsverordnung 
anzuordnenden Bundesstatistiken mit Aus-
kunftspflicht auf Wirtschafts- und Umweltstati-
stiken bei Unternehmen, Betrieben und Arbeits-
stätten; 

— Vorschriften über Erhebungs- und Hilfsmerk-
male sowie über Trennung und Löschung der 
Hilfsmerkmale als entscheidende Vorausset-
zung zur Gewährleistung der statistischen Ge-
heimhaltung; 

— die Festlegung besonderer Anforderungen an 
Zähler, Interviewer und andere Beauftragte der 
statistischen Ämter zur Sicherung der Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit dieser Personen 
und zur Begründung besonderer Verwertungs-
verbote in bezug auf die aus der Tätigkeit ge-
wonnenen Erkenntnisse; 
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— die Einschränkung der Ausnahmeregelungen 
zur statistischen Geheimhaltung; 

— die Aufklärung der Befragten zur Förderung der 
Akzeptanz der Bundesstatistiken in der Bevöl-
kerung. 

Der Fortentwicklung des statistischen Instrumenta-
riums dienen Vorschriften über 

— die Zugriffsmöglichkeit auf Daten aus allgemein 
zugänglichen Registern unter bestimmten Vor-
aussetzungen, 

— Erhebungen für besondere Zwecke, mit denen 
ein kurzfristig auftretender Datenbedarf bewäl-
tigt und wissenschaftlich-methodische Fragen 
beantwortet werden können, 

— die Aufbereitung von Daten aus dem Verwal-
tungsvollzug durch das Statistische Bundesamt, 

— die Einrichtung von Adreßdateien als Rationali-
sierungsinstrumente mit personal- und kosten-
sparenden Auswirkungen sowie zur Begrenzung 
des Auskunftsersuchens bei der Durchführung 
von Bundesstatistiken. 

Die Beschlüsse des Innenausschusses enthalten im 
wesentlichen neben der Konkretisierung der Ver-
wendungsmöglichkeiten von Adreßdateien in § 13 
insbesondere in § 15 die Regelung, daß die eine 
Bundesstatistik anordnende Rechtsvorschrift fest-
zulegen hat, ob und in welchem Umfang die Erhe-
bung mit oder ohne Auskunftspflicht erfolgen soll. 
Der Bundesregierung ist in § 26 bis zum 1. Januar 
1988 eine Berichtspflicht zur Überprüfung der Not-
wendigkeit bestimmter Auskunftspflichten aufge-
geben worden. Ferner ist nach § 16 Abs. 4 eine Über-
mittlungsmöglichkeit in Tabellenform an oberste 
Bundes- oder Landesbehörden vorgesehen. Für Ge-
meinden und Gemeindeverbände wird in § 16 Abs. 5 
unter besonderen gesetzlichen Voraussetzungen 
ein Weg eröffnet, für ausschließlich statistische 
Zwecke Einzelangaben zu erhalten. Darüber hinaus 
wird nach § 16 Abs. 6 im wissenschaftlichen Bereich 
die Übermittlungsmöglichkeit auf private For-
schungsinstitutionen ausgedehnt. In § 17 wird die 
Information der zu Befragenden durch die Auf-
nahme von zwei weiteren Unterrichtungsverpflich-
tungen gegenüber den zu Befragenden verstärkt. 

Hinsichtlich der Einzelheiten ist auf die Erörterun-
gen zu den Einzelvorschriften zu verweisen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN, die den Gesetzentwurf 
abgelehnt hatte, hat u. a. vorgeschlagen, der Auf-
gabe der Statistik eine Neuorientierung zu geben, 
Bürgervertreter in den Statistischen Beirat aufzu-
nehmen, keine Erleichterungen im Bereich der Er-
hebungen für besondere Zwecke vorzusehen sowie 
insbesondere für natürliche Personen die Freiwil-
ligkeit der Auskunftserteilung festzuschreiben. Bis 
auf einen Vorschlag zur Ergänzung des § 17 um die 
Unterrichtungsverpflichtung über Bedeutung und 
Inhalt von laufenden Nummern und Ordnungsnum-
mern, der auch von der Fraktion der SPD angeregt 
worden war, wurden die Vorschläge der Fraktion 
DIE GRÜNEN seitens der Koalitionsfraktionen und 
der Fraktion der SPD abgelehnt. Hinsichtlich der 

Einzelheiten ist insoweit auf die Erörterung dieser 
Vorschläge unter V. zu verweisen. 

Im Rahmen der Beratungen hatte ferner der Bun-
desbeauftragte für den Datenschutz zahlreiche Än-
derungsvorschläge vorgelegt, die in einer Reihe von 
Fällen entweder unverändert oder in abgewandel-
ter Form aufgegriffen worden sind. Die Kommuna-
len Spitzenverbände hatten ferner vorgeschlagen, 
in § 4 Abs. 3 vorzusehen, daß drei Vertreter der 
Kommunalstatistik zusätzlich in den Statistischen 
Beirat zu berufen seien. Diesem Petitum ist der 
Ausschuß nicht gefolgt. Im übrigen konnte dem An-
liegen der Kommunalen Spitzenverbände in der 
Sache Rechnung getragen werden. 

Hinsichtlich der Einzelheiten ist auch insoweit auf 
die Erörterung der Einzelvorschriften zu verwei-
sen. 

IV. Zu den einzelnen Vorschriften 

Der Ausschuß hat den empfohlenen Vorschriften 
der §§ 1 bis 12 und 26 jeweils einvernehmlich mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD, den §§ 17 bis 22, 24, 25 und 27 ein-
vernehmlich mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen und der Fraktion der SPD bei Enthaltung 
seitens der Fraktion DIE GRÜNEN und den §§ 13 
bis 16 und 23 mit Mehrheit seitens der Koalitions-
fraktionen und der Fraktion der SPD gegen die 
Fraktion DIE GRÜNEN zugestimmt. 

Soweit im folgenden Einzelvorschläge nicht erör-
tert werden, wird ergänzend auf die jeweilige Be-
gründung in Drucksache 10/5345 verwiesen. 

1. Zu §§ 1 und 2 

Diesbezüglich wurde der Regierungsentwurf unver-
ändert angenommen, so daß zur Begründung im 
einzelnen auf die Ausführungen der Bundesregie-
rung in Drucksache 10/5345 zu verweisen ist. 

2. Zu § 3 

Mit der Änderung in Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a soll 
nach Auffassung der Koalitionsfraktionen der Ge-
danke des Föderalismus etwas stärker betont wer-
den. Die Herstellung des Benehmens mit den stati-
stischen Ämtern der Länder bei der methodischen 
und technischen Vorbereitung und Weiterentwick-
lung der Statistiken für Bundeszwecke sei zwar bis-
her schon praktiziert worden, solle jetzt jedoch aus-
drücklich im Gesetz verankert werden. 

Mit der Änderung in Absatz 1 unter Nummer 2 
Buchstabe b wird dem entsprechenden Vorschlag 
des Bundesrates Rechnung getragen. Zur Begrün-
dung ist von daher auf die Ausführungen des Bun-
desrates unter Nummer 1 seiner Stellungnahme zu 
verweisen. 



Drucksache  10/6666 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

3. Zu § 4 

Dieser Vorschrift hat der Ausschuß in der Fassung 
des Regierungsentwurfs zugestimmt. 

Im Rahmen der Beratungen war seitens der Kom-
munalen Spitzenverbände dafür plädiert worden, 
die Regelung dahin gehend auszudehnen, daß als 
weitere Mitglieder im Statistischen Beirat drei Ver-
treter der Kommunalstatistik vorgesehen werden. 
Zur Begründung war hervorgehoben worden, es sei 
zu begrüßen, daß in § 1 die Produzenten und Nutzer 
der Bundesstatistik genannt würden. Aus diesem 
Kreise setzten sich auch die Mitglieder des Statisti-
schen Beirates zusammen. Im Beirat seien auf sei-
ten der Bundes- und Landesstatistik die ausführen-
den Institutionen vertreten, d. h. die Vertreter der 
statistischen Ämter. Demgegenüber seien keine 
Vertreter der ausführenden Statistik aus dem kom-
munalen Bereich als Mitglieder vorgesehen. Deswe-
gen hätten die Kommunalen Spitzenverbände vor-
geschlagen, drei Kommunalstatistiker in den Beirat 
entsenden zu können, weil dies nicht unerhebliche 
Auswirkungen auf die Beratungsergebnisse des 
Beirates haben würde. Gegenüber dem Einwand, 
daß im Beirat drei Vertreter der Kommunalen Spit-
zenverbände als Mitglieder vorgesehen seien, sei 
hervorzuheben, daß auch die Bundesministerien im 
Beirat vertreten seien und trotzdem darüber hinaus 
die Vertreter der ausführenden Institutionen, d. h. 
der statistischen Ämter auf Bundes- und Landsebe-
ne. Es könne zwar davon ausgegangen werden, daß 
die Vertreter der Kommunalen Spitzenverbände in 
diesem Bereich kompetent seien. Es gehe jedoch 
um eine analoge Einbringung der Detailkenntnisse 
aus der Praxis der statistischen Ämter der Kommu-
nen. 

Seitens der Bundesregierung war gegenüber dem 
Petitum der Kommunalen Spitzenverbände daran 
erinnert worden, daß im Beirat je ein Vertreter der 
Kommunalen Spitzenverbände als Mitglied vorge-
sehen sei. Die Bundesregierung gehe davon aus, 
daß dies Experten seien, die in der Kommunalstati-
stik bewandert seien. Darüber hinaus sei sie der 
Auffassung, daß die Vertreter der Kommunalen 
Spitzenverbände, die Mitglieder im Beirat seien, 
sich durch einen Vertreter der kommunalstatisti-
schen Ämter begleiten lassen könnten, wenn sie es 
als notwendig ansähen, so daß dem Anliegen Rech-
nung getragen werden könnte, ohne daß damit eine 
ausdrückliche Änderung der Regelung des § 4 ver-
bunden wäre. Wenn dem Wunsch der Kommunalen 
Spitzenverbände Rechnung getragen werde, sei zu 
befürchten, daß eine endlose Zahl von Erweite-
rungswünschen aufkomme. 

Im Hinblick darauf, daß in § 4 die Entsendung von 
drei Vertretern der Kommunalen Spitzenverbände 
in den Beirat vorgesehen ist und diesen seitens der 
Bundesregierung die Möglichkeit eröffnet worden 
war, bei Bedarf einen Vertreter der kommunalstati-
stischen Ämter hinzuzuziehen, hat der Ausschuß 
davon abgesehen, dem Wunsch der Kommunalen 
Spitzenverbände Rechnung zu tragen. Dabei war 
darauf hingewiesen worden, daß auch weiteren 
Wünschen auf Erweiterung der Mitglieder des Bei

-

rates — etwa der Wunsch der Evangelischen und 
der Katholischen Kirche, je einen Vertreter in den 
Beirat entsenden zu können — nicht Rechnung ge-
tragen worden sei, weil davon ausgegangen worden 
sei, daß dann eine Reihe weiterer Institutionen den 
Wunsch anmelden würde, im Beirat vertreten zu 
sein und deren Realisierung dann die Arbeitsfähig-
keit des Beirates reduzieren oder gefährden würde, 
der nach Aussage der Bundesregierung bereits ge-
genwärtig an der Grenze seiner Arbeitsfähigkeit 
angelangt sei (vgl. dazu auch unter V.). 

4. Zu § 5 

4.1 

Die Ergänzung in § 5 Abs. 1 greift den entsprechen-
den Vorschlag des Bundesrates auf, dem die Bun-
desregierung in ihrer Gegenäußerung zugestimmt 
hatte. Insoweit ist zur Begründung auf Nummer 2 
der Stellungnahme des Bundesrates zu verweisen. 

4.2 

Die in Absatz 2 vorgesehene Streichung des Be-
griffs der Lohnstatistiken entspricht ebenfalls einer 
Empfehlung des Bundesrates, der darauf hingewie-
sen hatte, daß die Lohnstatistik zu den Wirtschafts-
statistiken zähle und deswegen keine Gründe er-
sichtlich seien, die Lohnstatistik gesondert zu nen-
nen. Die Bundesregierung hatte diesem Vorschlag 
des Bundesrates ebenfalls zugestimmt. 

Insoweit hatte der Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung in seiner Stellungnahme vorgeschlagen, 
neben den Begriffen der Wirtschafts- und Umwelt-
statistiken ausdrücklich die Begriffe der Lohn- und 
Beschäftigungsstatistiken zu nennen. 

Der Innenausschuß hat keine zwingende Notwen-
digkeit zu dieser gesonderten Auflistung gesehen 
und sich der Auffassung von Bundesregierung und 
Bundesrat angeschlossen, daß der Begriff der Wirt-
schaftsstatistiken auch die Lohn- und Beschäfti-
gungsstatistiken umfasse. 

4.3 

Die in § 5 Abs. 2 Satz 1 unter Nummer 2 vorgenom-
mene Änderung ist redaktioneller Art. 

4.4 

Die unter Nummer 3 in § 5 Abs. 2 Satz 1 vorgese-
hene Änderung enthält eine inhaltliche Klarstel-
lung. 

4.5 

In § 5 Abs. 2 Satz 2 wurde eine Folgeänderung im 
Hinblick auf die in § 15 Abs. 1 vorgesehene Ände-
rung vorgenommen. 
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4.6 

Zu Absatz 2 hatte der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz im Rahmen der Beratungen ferner 
vorgeschlagen, an diese Regelung einen Satz anzu-
fügen, wonach die Erhebung von Einzelangaben na-
türlicher Personen nur ohne Auskunftspflicht hätte 
angeordnet werden dürfen. Zur Begründung hatte 
er darauf hingewiesen, daß das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung sich auf alle Angaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
natürlichen Person beziehe, gleichgültig, ob sie für 
Zwecke einer Wirtschafts- oder Bevölkerungsstati-
stik erhoben würden. Ein Eingriff in dieses Recht 
sei daher nur durch förmliches Gesetz, eine präzi-
sere Verordnungsermächtigung, die das Ausmaß 
der Eingriffe, die danach möglich seien, für den 
Bürger erkennbar werden lasse, oder mit Einwilli-
gung des Betroffenen möglich. 

Im Rahmen der Beratungen hatte der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz ausgeführt, Hinter-
grund für die Regelung des Absatzes 2, wonach bei 
Wirtschafts- und Umweltstatistiken Auskunfts-
pflicht angeordnet werden dürfe, Bevölkerungssta-
tistiken jedoch nur ohne Auskunftspflicht angeord-
net werden könnten, sei, daß bei Wirtschaftsstatisti-
ken normalerweise keine personenbezogenen Da-
ten, d. h. Einzelangaben natürlicher Personen erho-
ben würden. In Einzelfällen könnten jedoch auch 
personenbeziehbare Daten in diesem Bereich mög-
lich sein. Dies ergebe sich aus der Begründung des 
Regierungsentwurfes. Gehe man davon aus, würde 
dies bedeuten, daß aufgrund einer Rechtsverord-
nung Einzelangaben natürlicher Personen erhoben 
werden könnten. Deswegen schlage er vor, ganz 
klarzustellen, daß die Erhebung von Einzelangaben 
natürlicher Personen nur ohne Auskunftspflicht an-
geordnet werden könne, da er der Auffassung sei, 
daß auf der Grundlage der vorliegenden Rechtsver-
ordnungsermächtigung das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung nicht durch Rechtsverord-
nung eingeschränkt werden könne, da diese Er-
mächtigung seiner Auffassung nach nicht den Vor-
aussetzungen des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 Grundge-
setz entspreche. Er stimme zwar voll der Auffas-
sung zu, daß das überwiegende Allgemeininteresse 
bei Beteiligung am Wirtschaftsleben anders zu defi-
nieren sei, als wenn es um Bevölkerungsstatistiken 
gehe. Die Schwelle für Eingriffe sei zweifellos ge-
ringer. Es gehe jedoch um die Frage, ob nur deswe-
gen, weil die Schwelle eines Eingriffs geringer sei, 
auf eine gesetzliche Grundlage oder eine präzisere 
Verordnungsermächtigung verzichtet werden könn-
te. Wenn es sich um Einzelangaben handele, die von 
einem Einzelhandelskaufmann erhoben worden 
seien, unterfielen diese seiner Auffassung nach 
dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung. 
Wenn Einzelangaben natürlicher Personen erhoben 
würden, müßte dazu entweder eine gesetzliche 
Grundlage vorgesehen werden oder die Ermächti-
gungsgrundlage müßte präziser gefaßt, d. h. der 
Eingriff sehr viel präziser in der Ermächtigungs-
grundlage dargelegt sein oder es müßte eine Einwil-
ligung des Betroffenen vorliegen. 

Demgegenüber war seitens der Bundesregierung 
im Rahmen einer Stellungnahme vom 14. Novem

-

ber  1986 die Auffassung vertreten worden, daß die 
Ermächtigung in § 5 Abs. 2 dem Bestimmtheitsge-
bot des Artikels 80 Grundgesetz entspreche. Inso-
weit war auf die Stellungnahme des verfassungs-
rechtlichen Experten zur Anhörung verwiesen wor-
den. Dieser habe u. a. ausgeführt, daß die Ermächti-
gung in § 5 Abs. 2 des Regierungsentwurfs den 
rechtsstaatlichen Anforderungen genüge, die nach 
Inhalt, Zweck und Ausmaß des dadurch begründe-
ten Verordnungsrechts der Exekutive an das Gesetz 
zu stellen seien (Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 Grundge-
setz). Die Ermächtigung weise gegenüber dem gel-
tenden Recht (§ 6 Abs. 2 Bundesstatistikgesetz) 
deutliche Einschränkungen und Präzisierungen 
auf. Ferner wurde seitens der Bundesregierung her-
vorgehoben, daß die Grenzen des Schutzbereiches 
des informationellen Selbstbestimmungsrechts bei 
Einzelpersonen in ihrer Eigenschaft als Wirt-
schaftsobjekt in der Anhörung erörtert worden sei-
en. Seitens des verfassungsrechtlichen Experten sei 
im Rahmen der Anhörung die Frage, ob der Gesetz-
entwurf den Ansprüchen im Hinblick auf den 
Schutz der Grundrechte von Personen, die am Wirt-
schaftsleben teilnähmen bzw. von Unternehmun-
gen Rechnung trage, mit einem klaren „Ja" beant-
wortet worden. Zusätzlich sei in der Anhörung aus-
geführt worden, daß der Gesetzentwurf gerade in 
dieser Frage über das geltende Recht erheblich hin-
ausgehe und mehr als das Gebotene zum Schutz 
des einzelnen bzw. der Unternehmen vorgesehen 
sei. Den durch diese Ausführungen zum Ausdruck 
kommenden Gedanken des höher zu bewertenden 
Allgemeininteresses an der Existenz und Effizienz 
der amtlichen Statistik gegenüber dem Einzelinter-
esse habe in der Anhörung auch der Bundesbeauf-
tragte für den Datenschutz bestätigt, indem er aus-
geführt habe, daß beim Bürger, der in sonst keiner 
anderen Eigenschaft dem Staat gegenübertrete, das 
überwiegende Allgemeininteresse anders zu bewer-
ten sei als bei einem Einzelhandelsunternehmer 
und es insoweit sicher Differenzierungen gebe. 
Diese somit auch vom Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz eingeräumte Einschränkung des Indi-
vidualinteresses gegenüber einem bestehenden hö-
herwertigen Allgemeininteresse finde im wirt-
schaftlichen Bereich auch Parallelen in anderen 
Gesetzen. Es sei nur hingewiesen auf die Offenba-
rungspflicht des Einzelhandelskaufmanns nach 
dem HGB (§§ 28 ff. Handelsgesetzbuch). 

Im Rahmen der Beratungen war seitens der Bun-
desregierung ergänzend hervorgehoben worden, in 
der Anhörung sei von allen Sachverständigen die 
Auffassung vertreten worden, daß sich auch der 
Einzelhandelskaufmann, der sich am Wirtschaftsle-
ben beteilige, den allgemeinen Regeln, die für das 
Wirtschaftsleben gälten, unterwerfen müsse. Bei 
Wirtschaftsstatistiken könne unter keinen Umstän-
den der einzelne Kaufmann, weil insoweit perso-
nenbezogene Daten auftreten könnten, von der 
Auskunftspflicht freigestellt werden. Auch der Ein-
zelhandelskaufmann, bei dem es insoweit um perso-
nenbezogene Daten gehe, was nicht bestritten wer-
de, müsse der Auskunftspflicht unterstehen, da an-
sonsten die gesamte Wirtschaftsstatistik unzurei-
chend würde. Man könne bei Wirtschaftsstatistiken 
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nicht unterscheiden zwischen juristischen Perso-
nen, Personengesellschaften und Einzelhandels-
kaufleuten. Wer sich am Wirtschaftsleben beteilige, 
müsse einheitlichen Regelungen unterstellt wer-
den. 

Seitens des Ausschusses war die Auffassung der 
Bundesregierung geteilt und die Ermächtigungs-
grundlage in § 5 Abs. 2 als ausreichend angesehen 
sowie ebenfalls auf die Ausführungen von Sachver-
ständigen im Rahmen der Anhörung hingewiesen 
worden, wonach derjenige, der am Wirtschaftsleben 
teilnehme, nicht den gleichen Konditionen unter-
liege wie der Einzelbürger im öffentlichen Bereich 
hinsichtlich zu erhebender Daten. Ferner war in 
diesem Zusammenhang auf die in Absatz 3 vorgese-
hene Berichtspflicht verwiesen worden. Mit der Re-
gelung des Absatzes 2 solle der Gesetzgeber der 
Notwendigkeit enthoben werden, zu einer Fülle von 
Detailfragen jeweils gesetzliche Regelungen zu er-
lassen, da es eine Fülle wechselnder Bedürfnisse 
nach Statistiken gebe. Wenn dazu jedesmal ein Ge-
setzgebungsverfahren durchlaufen werden müßte, 
nutze dies niemandem. Durch die in Absatz 3 vorge-
sehene Berichtspflicht sei dem Gesetzgeber jedoch 
auf der Grundlage der vorgesehenen Berichte die 
Möglichkeit gegeben zu erkennen, ob von der Ver-
ordnungsermächtigung in einer Weise Gebrauch 
gemacht worden sei, die nicht seinen Vorstellungen 
entspreche, so daß die Möglichkeit bestehe, in ei-
nem solchen Fall gesetzgeberisch einzugreifen. 
Dies müsse bei der Bewertung des Regelungsvor-
schlages in Absatz 2 mit in die Betrachtungen ein-
bezogen werden. 

Der Ausschuß hat von daher den Vorschlag des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz nicht auf-
gegriffen. 

4.7 

Die in § 5 Abs. 3 vorgesehene Berichtspflicht soll 
der Erleichterung der Kontrolle durch das Parla-
ment über die nach Absatz 2 und für die gemäß § 7 
durch die Bundesregierung angeordneten Statisti-
ken dienen. 

4.8 

Mit der Änderung in § 5 Abs. 4 Satz 1 wurde einem 
Petitum des Bundesrates Rechnung getragen, dem 
die Bundesregierung zugestimmt hatte. Insoweit ist 
auf Nummer 4 der Stellungnahme des Bundesrates 
zu verweisen. 

4.9 

Die in § 5 Abs. 5 vorgesehene Umformulierung des 
zweiten Halbsatzes von Satz 2 dient der Verdeutli-
chung, daß für die statistischen Ämter das Recht 
zur Erstellung von Bundesstatistiken nur dann be-
steht, wenn eine Rechtsvorschrift ein besonderes 

Zugangsrecht zu öffentlichen Registern ausdrück-
lich vorsieht. 

Hinsichtlich einer seitens der Fraktion der SPD zu-
nächst in Erwägung gezogenen Definition des Be-
griffs der öffentlichen Register im Gesetzestext war 
seitens der Bundesregierung im Rahmen der Bera-
tungen dargelegt worden, daß eine klare Definition 
dieses Begriffes nicht möglich sei. Zur weiteren 
Präzisierung des Begriffes hatte die Bundesregie-
rung darauf hingewiesen, daß der unbestimmte 
Rechtsbegriff „öffentliche Register" durch das je-
weils in Betracht kommende Einzelgesetz konkret 
ausgefüllt werde. Der Gesetzgeber selbst bediene 
sich im Hinblick auf die einschlägigen Gesetze 
wechselnder Bezeichnungen: Außer Register z. B. 
Rolle, Kataster, Liste, Buch und Verzeichnis. Dem-
entsprechend bestehe auch kein einheitlicher 
Sprachgebrauch in der Kommentarliteratur. 

Der Ausschuß hat im Verlaufe der  Beratungen 
 diese präzisierende Umschreibung des Begriffes als 

ausreichend angesehen. 

Ferner war ihm Rahmen der Beratungen die Frage 
erörtert worden, ob für die Gewährung eines beson-
deren Zugangsrechts die Grundlage „Rechtsverord-
nung" anstelle von „Rechtsvorschrift" ausreichend 
sein solle. Dazu war seitens der Bundesregierung 
darauf hingewiesen worden, daß der in Absatz 5 
Satz 2 verwendete Begriff „Rechtsvorschrift" Ge-
setze und Rechtsverordnungen einschließe. In aller 
Regel werde das besondere Zugangsrecht der stati-
stischen Ämter in förmlichen Gesetzen festgelegt. 
In diesen Fällen wäre es überhaupt nicht zulässig, 
diese Anforderung im Bundesstatistikgesetz zu re-
lativieren. 

Außerdem waren Überlegungen angestellt worden, 
ob Absatz 5 Satz 1 auf Wirtschaftsstatistiken be-
schränkt werden sollte. 

Der Ausschuß hatte jedoch davon abgesehen, nach-
dem seitens der Bundesregierung nach nochmali-
ger Überprüfung darauf hingewiesen worden war, 
daß die Hauptanwendungsfälle zwar ganz klar im 
Bereich der Wirtschaftsstatistik lägen. Es könne je-
doch nicht ausgeschlossen werden, daß es auch bei 
anderen Statistiken notwendig und zweckmäßig 
sein könne, aus allgemein zugänglichen Quellen 
Angaben zu entnehmen. Es könne daher nicht mit 
Sicherheit überblickt werden, ob dies nur bei Wirt-
schaftsstatistiken zur Anwendung komme. Seitens 
des Ausschusses war dazu erklärt worden, daß eine 
differenziertere Regelung angestrebt werden müß-
te, wenn sich im Verlaufe der Praxis zeigen sollte, 
daß es außerhalb der Wirtschaftsstatistik nur um 
extreme Ausnahmefälle gehe. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hatte 
ferner vorgeschlagen, Absatz 5 zu streichen, weil 
ein überwiegendes Allgemeininteresse an einer so 
weitreichenden Durchbrechung des Grundsatzes 
der gesetzlichen Anordnung von Bundesstatistiken 
nicht ersichtlich sei. Das Bundesverfassungsgericht 
habe im Volkszählungsurteil gerade das Auswei-
chen auf Register problematisiert und dargestellt, 
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daß dies kein Weg sei, um bestimmten Anforderun-
gen Rechnung zu tragen. Durch Absatz 4 würde all-
gemein ein Weg geschaffen, um aus vorhandenen 
Datenbeständen Statistiken zu erstellen. Wenn von 
der Vorschrift nur wenige Bereiche erfaßt würden, 
könnten diese einer gesetzlichen Regelung unterzo-
gen werden. 

Von einem Vertreter des Statistischen Bundesam-
tes und eines statistischen Landesamtes war dem-
gegenüber für die Beibehaltung der Regelung des 
Absatzes 5 plädiert worden. Dieser Regelungsvor-
schlag resultiere aus der Diskussion um die Entla-
stung des Bürgers. Danach sollten nicht immer 
neue Statistiken durchgeführt, sondern verstärkt 
auch vorhandene Daten ausgewertet werden, damit 
der Bürger nicht ständig mit neuen Statistiken be-
lastet werde. Insoweit sei vor allem auf den Bereich 
des Umweltschutzes zu verweisen, bei dem aus vor-
handenen Registern statistische Auswertungen 
durchgeführt werden könnten. Ferner sei diese Vor-
schrift in bezug auf die Statistiken über Aktienge-
sellschaften, über Unternehmen, die der Publizitäts-
pflicht unterlägen und über die Konkurs- und Ver-
gleichsverfahren relevant. Die Statistik über Ak-
tiengesellschaften werte beispielsweise die Unterla-
gen, die im Bundesanzeiger veröffentlicht würden 
und gleichzeitig Geschäftsberichte aus, die von den 
Unternehmen vorgelegt würden. Diese Statistik sei 
eine sehr wesentliche Ergänzung der Bundesstati-
stik und entlaste auch die Befragten. Aufgrund des 
Absatzes 5 solle die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, diese Statistiken, die seit vielen Jahren aufbe-
reitet würden, auch weiterhin durchführen zu kön-
nen. Auch künftig würden Unterlagen dieser Art, 
namentlich die Gewerbeanzeigen, ausgewertet wer-
den müssen, weil es ein sehr wesentliches Anliegen 
sei, auch etwas über Unternehmensgründungen zu 
erfahren, die nur auf diese Art und Weise aufge-
schlüsselt werden könnten. 

Seitens der Bundesregierung war im Hinblick auf 
diese Ausführungen hervorgehoben worden, daß 
das Bedürfnis für diese Regelung von den statisti-
schen Praktikern sehr deutlich dargelegt worden 
sei. Ein datenschutzrechtlicher Ansatz für Beden-
ken sei bei dieser Regelung nicht erkennbar, da es 
dabei um offenkundige Daten gehe. Auch deren 
Verknüpfung müsse möglich sein. In einem allge-
meinen Gesetz über die Statistik sollte die Möglich-
keit offengehalten werden, daß offenkundige Daten 
zu statistischen Zwecken verwendet werden könn-
ten. 

Der Ausschuß ist im Hinblick auf die Frage der Not-
wendigkeit dieser Regelung den Ausführungen der 
statistischen Praktiker und der Bundesregierung 
gefolgt. 

5. Zu § 6 

Die in dieser Vorschrift vorgesehenen Ergänzungen 
gehen auf Vorschläge des Bundesbeauftragten für 
den Datenschutz zurück. Dieser hatte im Hinblick 
auf die Ausführungen des Bundesverfassungsge-
richts, wonach die Handhabung der Trennungs- 
und Löschungsregelung des § 11 Abs. 7 des gel

-

tenden Bundesstatistikgesetzes nicht allein dem Er-
messen der Verwaltung überlassen bleiben dürfe 
(BVerfGE 65, 1, 60) eine Präzisierung des Lö-
schungszeitpunktes für erforderlich gehalten, und 
zwar dergestalt, daß für die statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder kein Informationsverlust 
eintrete. Zudem war wegen des langen Aufbewah-
rungszeitraumes der Daten nach Nummer 2 eine 
Trennungsregelung als unentbehrlich angesehen 
worden. 

Von daher ist in Absatz 1 Satz 4 eine Löschungsre-
gelung für die Angaben nach Nummer 1 sowie in 
Absatz 1 Satz 5 und in Absatz 2 jeweils eine Tren-
nungsregelung in bezug auf die Angaben nach 
Nummer 2 vorgesehen. 

Abgesehen worden war von einer seitens des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz vorgeschlage-
nen Eingrenzung der Nummer 1 auf die Erhebung 
solcher Angaben, die zur Bestimmung des in der 
Rechtsvorschrift bezeichneten Kreises der zu Be-
fragenden erforderlich seien. 

Insoweit war seitens der Bundesregierung und von 
einem Vertreter des Statistischen Bundesamtes so-
wie eines statistischen Landesamtes zur Notwen-
digkeit der weitergehenden Fassung des Regie-
rungsentwurfes ausgeführt worden, daß die statisti-
schen Ämter in der Lage sein müßten, nicht nur den 
Kreis der zu Befragenden zu eruieren, sondern 
auch eine Strukturierung wichtig sei. Dies werde 
durch den Begriff der „Zuordnung" abgedeckt. Inso-
weit seien etwa Zuordnungen für die einzelnen 
Sparten innerhalb eines Wirtschaftsbereiches not-
wendig. Dies sei im Hinblick auf die jeweils unter-
schiedlich zu gestaltenden Erhebungsvordrucke er-
forderlich. 

Seitens des Ausschusses war unter Berücksichti-
gung dieser Begründung die Fassung des Regie-
rungsentwurfes beibehalten und ergänzend dazu 
hervorgehoben worden, daß diese im Ergebnis die 
Inanspruchnahme der Bürger geringer halte. 

6. Zu § 7 

6.1 

Durch die in § 7 Abs. 1 vorgesehene Änderung wird 
gegenüber dem Regierungsentwurf der Zweck, für 
den entsprechende Erhebungen durchgeführt wer-
den dürfen, etwas eingeengt. 

6.2 

Zu § 7 Abs. 1 war ferner seitens der Fraktion der 
SPD zur Diskussion gestellt worden, ob die Anord-
nung der unter diese Vorschrift fallenden Bundes-
statistiken nur im Wege einer Rechtsverordnung 
erlassen werden können sollten. 

Seitens der Bundesregierung war dazu hervorgeho-
ben worden, daß es gerade Sinn der Vorschrift sei, 
in gewissen Fällen — d. h. einmal zur Erfüllung 
eines kurzfristig auftretenden Datenbedarfs für 
Zwecke der Vorbereitung und Begründung anste- 
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hender Entscheidungen oberster Bundesbehörden 
sowie zum zweiten zur Klärung wissenschaftlich

-

methodischer Fragestellungen, d. h. in Fällen, in de-
nen noch ein relativ kleiner Personenkreis befragt 
werden müßte — Erhebungen auch ohne Rechts-
vorschrift durchführen zu können, um das statisti-
sche System etwas elastischer zu gestalten. Die ge-
samte Systematik des Aufbaues der Bundesstati-
stik — grundsätzlich gesetzliche Regelungen, bei 
weniger bedeutsamen Erhebungen Rechtsverord-
nungen und in Fällen des § 7 Erhebungen ohne 
Rechtsvorschriften vorzusehen — würde gestört, 
wenn auch für die Fälle des § 7 eine Rechtsverord-
nung verlangt würde. Ferner gestattete § 7 Abs. 1 
und 2 Erhebungen nur auf der Grundlage freiwilli-
ger Auskünfte. Daher erscheine eine Rechtsverord-
nung als zusätzliche Legitimation entbehrlich. Dar-
über hinaus würde im Hinblick auf § 7 Abs. 1 die 
Erfüllung eines kurzfristig auftretenden Datenbe-
darfs in Frage gestellt. Da eine entsprechende 
Rechtsverordnung auch der Zustimmung des Bun-
desrates bedürfte (vgl. Artikel 80 Abs. 2 des Grund-
gesetzes), würde die Länge des Verordnungsverfah-
rens dem Gesichtspunkt der Kurzfristigkeit der Er-
ledigung entgegenstehen. 

Unter Bezugnahme auf diese Begründung hat der 
Ausschuß davon abgesehen, den Vorschlag aufzu-
greifen, auch die Statistiken nach § 7 Abs. 1 nur im 
Wege einer Rechtsverordnung anordnen zu kön-
nen. 

6.3 

Die Änderung in § 7 Abs. 2, mit der im Gesetzestext 
klargestellt werden soll, daß es sich bei den wissen-
schaftlich-methodischen Fragestellungen um solche 
auf dem Gebiet der Statistik handelt, geht auf einen 
Vorschlag des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz zurück. 

6.4 

Mit der Neuformulierung des Absatzes 3 wird dem 
Wunsch des Bundesrates Rechnung getragen, eine 
aus Ländersicht angemessenere Regelung der sub-
sidiären Zuständigkeit des Statistischen Bundes-
amtes zu treffen. 

Insoweit ist zur Begründung im einzelnen auf die 
Ausführungen des Bundesrates unter Nummer 5 
seiner Stellungnahme zu verweisen. 

6.5 

Im Hinblick auf die Geltung des Absatzes 5 auch für 
die Fälle des Absatzes 1 wurde die in Absatz 5 vor-
gesehene Frist für die Wiederholungsbefragungen 
von zehn auf fünf Jahre vermindert. 

6.6 

Zu Absatz 5 hatte ferner der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz im Rahmen der Beratungen ange

-

regt, diesen als neuen Absatz 2 Satz 2 vorzusehen. 

Zur Begründung hatte er in einer Stellungnahme 
dargelegt, daß Wiederholungsbefragungen auf die 
Befragungen nach Absatz 2 zu beschränken seien, 
weil zum einen ihre Eignung als Mittel zur Erfül-
lung eines kurzfristig auftretenden Datenbedarfs 
gemäß Absatz 1 zweifelhaft sei und zum anderen in 
diesem Zeitraum ein Tätigwerden des Gesetz- oder 
Verordnungsgebers möglich erscheine. Im Hinblick 
auf die Klärung wissenschaftlich-methodischer Fra-
gestellungen könnten Wiederholungsbefragungen 
demgegenüber durchaus angebracht sein. Wenn es 
bei diesen Erhebungen jedoch um die Erfüllung ei-
nes kurzfristig auftretenden Datenbedarfs für 
Zwecke der Vorbereitung und Begründung anste-
hender Entscheidungen oberster Bundesbehörden 
gehe, sei es schwierig nachzuvollziehen, daß hierzu 
Wiederholungsbefragungen von bis zu fünf Jahren 
nach der ersten Befragung notwendig sein sollten. 
Dabei sei zu berücksichtigen, daß es sich bei § 7 um 
Statistiken ohne gesetzliche Grundlage handele. 
Dies sei von daher eine Regelung, die über die bis-
herigen Regelungen des Bundesstatistikgesetzes 
hinausgehe. Wenn schon eine solche Regelung vor-
gesehen werde, sollte diese vor dem Hintergrund 
des Volkszählungsurteils restriktiv ausgestaltet 
werden. 

Seitens des Statistischen Bundesamtes war dazu 
erläutert worden, daß es bei diesen Wiederholungs-
befragungen vor allem um die sog. Panel-Erhebun-
gen gehe. Der Bedarf an entsprechenden Informa-
tionen könne kurzfristig entstehen, so daß deswe-
gen eine Erhebung eingeleitet werde. Wenn sich 
insoweit ein längerfristiger Informationsbedarf er-
gebe, benötige man für die weiteren Erhebungen 
sicherlich eine andere Rechtsvorschrift. Wenn je-
doch eine Regelung, wie diejenige des Absatzes 5 
nicht vorgesehen würde, bestünde die Gefahr, daß 
bis zum Erlaß einer entsprechenden Rechtsvor-
schrift, für deren Verabschiedung ein gewisser Zeit-
raum benötigt werde, das vorhandene Adressenma-
terial vernichtet werden müßte. Im Rahmen der Pa-
nel-Erhebungen würden immer wieder die gleichen 
Leute befragt, um Veränderungen feststellen zu 
können. Die Erhebungen müßten ohne die Rege-
lung des Absatzes 5 dann neu beginnen und Verän-
derungen im Verhältnis zum bisherigen Datenma-
terial könnten nicht festgestellt werden. In der Re-
gel werde sicherlich ein Zeitraum von zwei bis drei 
Jahren ausreichend sein. In Extremfällen müßte je-
doch mit einem längeren Zeitraum gerechnet wer-
den. 

Seitens der Bundesregierung war darauf hingewie-
sen worden, daß diese Fragestellung im Verlaufe 
der Beratungen nochmals mit den Präsidenten der 
statistischen Landesämter erörtert worden sei. Von 
diesen sei bestätigt worden, daß es kein Wider-
spruch sei, wenn Erhebungen zur Erfüllung eines 
kurzfristig auftretenden Datenbedarfs durchge-
führt und daran längerfristige Beobachtungen an-
schließen würden. Ein Datenbedarf könne kurzfri-
stig auftreten. Dies schließe jedoch nicht aus, daß 
die Notwendigkeit entstehe, daran längerfristige 
Beobachtungen anzuschließen. Ferner sei darauf 
hinzuweisen, daß in die Berichtspflicht nach § 5 
Abs. 3 auch die Erhebungen nach § 7 einbezogen 
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seien, so daß insoweit eine parlamentarische Kon-
trolle darüber bestehe, in welchem Umfang von die-
sen Möglichkeiten Gebrauch gemacht werde. 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz unter Bezugnahme auf 
die Darlegungen der Bundesregierung nicht aufge-
griffen. 

6.7 

Seitens der Fraktion der SPD war im Laufe der 
Beratungen die Frage aufgeworfen worden, ob an 
§ 7 nicht aus Akzeptanzgründen ein neuer Absatz 6 
angefügt werden sollte, wonach Angaben aus Erhe-
bungen im Sinne des § 7 nicht für personenbezo-
gene Verknüpfungen mit anderen Daten benutzt 
werden dürften. 

Seitens der Bundesregierung war dazu ausgeführt 
worden, daß eine solche Ergänzung entbehrlich er-
scheine. Auch die Erhebungen nach § 7 unterlägen 
der Trennungs- und Löschungsbestimmung des 
§ 12, wodurch die Identifikatoren zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt vernichtet würden. Darüber hinaus 
gelte auch hier das Verbot der Reidentifizierung 
(§ 21), dessen Zweck es gerade sei, personenbezo-
gene Verknüpfungen, soweit sie gesetzlich nicht 
ausdrücklich legitimiert seien, auszuschließen. 

Der Ausschuß hat sich dieser Auffassung ange-
schlossen. 

7. Zu § 8 

7.1 

Die in Absatz 1 vorgesehene Ersetzung der Worte 
„ihm überlassenen" durch das Wort „aufbereiteten" 
ist vorgenommen worden, um Bedenken des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz Rechnung zu 
tragen, der zur Ausgestaltung dieser Regelung meh-
rere Alternativvorschläge unterbreitet hatte. Sinn 
der vorgenommenen Änderung ist es, daß in der 
Phase der Darstellung von Veröffentlichungen sta-
tistischer Ergebnisse von den statistischen Ämtern 
nur noch auf aufbereitete Daten zurückgegriffen 
werden darf und nicht mehr auf solche, die mit 
Hilfsmerkmalen versehen sind. Durch die Ände-
rung soll gewährleistet werden, daß nur noch an-
onymisierte Daten veröffentlicht werden. 

Zu der Regelung des Absatzes 1 war seitens des 
Statistischen Bundesamtes erläutert worden, daß 
damit die in einigen Fällen bereits bestehende Pra-
xis abgedeckt werden solle. Dies betreffe die Be-
schäftigtenstatistik und bestimmte Verbrauchsteu-
erstatistiken. Die Beschäftigtenstatistik werde von 
der Bundesanstalt für Arbeit geführt. Diese arbeite 
das Material nur unter arbeitsmarktstatistischen 
Gesichtspunkten auf. Für allgemeine Zwecke, d. h. 
etwa für die Gliederung nach Bund und Ländern, 
bekomme das Statistische Bundesamt die Angaben 
der Beschäftigten ohne Namen und Anschriften auf 
Magnetband, führe die Aufbereitung durch und ver-
öffentliche die Ergebnisse. Bei der Verbrauchsteu

-

erstatistik erhalte das Statistische Bundesamt in 
bestimmten Fällen auch die Unterlagen von der Fi-
nanzverwaltung, um die Aufbereitung vorzuneh-
men. 

7.2 

Seitens der Fraktion der SPD war ferner im Rah-
men der Beratungen zu bedenken gegeben worden, 
ob die Veröffentlichungsbefugnis des Statistischen 
Bundeamtes nicht auf eine Rechtsverordnung ge-
stützt werden sollte. 

Seitens der Bundesregierung war dazu dargelegt 
worden, daß eine Rechtsverordnung als Legitima-
tion für Veröffentlichungen des Statistischen Bun-
desamtes nicht angezeigt sei. Veröffentlichungen 
erfolgten in anonymer Form, so daß darin kein ei-
genständiger Eingriff in das informationelle Selbst-
bestimmungsrecht des Bürgers liege. Im übrigen 
bestehe nach § 8 Abs. 1 Satz 2 ein Veröffentli-
chungsrecht nur, wenn die auftraggebende Stelle 
einwillige. Damit führten evtl. datenschutzrechtli-
che Restriktionen aus den zugrundeliegenden 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auch zu Be-
schränkungen des Veröffentlichungsrechts. Hinzu 
komme folgendes: § 8 nehme auf Daten Bezug, die 
aufgrund nichtstatistischer Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften erhoben würden oder anfielen. 
Diese Rechts- oder Verwaltungsvorschriften sowie 
die auf ihrer Grundlage erfaßten Daten könnten — 
nicht zuletzt im Hinblick auf die nicht absehbaren 
künftigen Entwicklungen des Rechts — nicht kon-
kret bezeichnet werden. Daher könnte dem Be-
stimmtheitsgebot (Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes) für gesetzliche Verordnungen nicht 
entsprochen werden. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts sei eine Ermächtigung 
dann nicht hinreichend bestimmt, wenn aus ihr 
nicht berechenbar vorhergesehen werden könne, in 
welchen Fällen und in welcher Weise Rechtsverord-
nungen erlassen werden könnten. 

Der Ausschuß ist dieser Auffassung der Bundesre-
gierung gefolgt. 

B. Zu § 9 

Die in § 9 vorgesehene Änderung greift die vom 
Bundesrat empfohlene redaktionelle Klarstellung 
auf. 

9. Zu § 10 

9.1 

Die Änderung in Absatz 1 ist redaktioneller Art. 

9.2 

Durch die Änderungen in Absatz 2 Sätze 1 und 2 
wird das Wort „Gemeindeteil" durch den Begriff 
„Blockseite" ersetzt, der als Gliederungseinheit be-
reits durch das Volkszählungsgesetz 1987 in das 
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Recht der Bundesstatistik eingeführt ist (§ 14 
Abs. 1; § 15 Abs. 4 Satz 3 des Volkszählungsgesetzes 
1987). Durch die Verlängerung der Aufbewahrungs-
frist soll die Verfügbarkeit statistischer Daten (üb-
rige Teile der Anschrift) in Anlehnung an das Peti-
tum des Bundesrates etwas erweitert werden. 

9.3 

In Absatz 3 ist nunmehr die Definition des Begriffs 
der Blockseite vorgesehen (vgl. § 15 Abs. 3 Satz 3 
des Volkszählungsgesetzes 1987). 

9.4 

Zur Streichung des Absatzes 3 des Regierungsent-
wurfes ist darauf hinzuweisen, daß die in § 10 Abs. 3 
des Regierungsentwurfes vorgeschlagene Regelung 
in Verbindung mit der Regelung des § 13 Abs. 1 
steht. In § 13 Abs. 1 ist nunmehr eine neue .Num-
mer 3 zur Aufbereitung von Bundesstatistiken vor-
gesehen, unter deren Buchstabe b die statistischen 
Zuordnungen und Zusammenführungen enthalten 
sind. Dadurch ist Absatz 3 des Regierungsentwur-
fes in § 10 entbehrlich geworden. 

9.5 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hatte 
im Verlaufe der Beratungen im Rahmen seiner 
Stellungnahme dafür plädiert, Absatz 1 Satz 4 sowie 
die Absätze 2 und 3 zu streichen. Zur Begründung 
hatte er hervorgehoben, daß die Vorschriften zu ei-
ner unauflöslichen Vermischung von Hilfs- und Er-
hebungsmerkmalen führten. Darüber hinaus er-
scheine eine globale Ermächtigung zur Zuordnung 
der Erhebungsmerkmale zu Blockseiten als unver-
hältnismäßig. Die erforderliche regionale Gliede-
rungseinheit sei daher als Erhebungsmerkmal im 
Einzelgesetz aufzuführen. Im Rahmen der Beratun-
gen war dazu unter anderem ergänzend vom Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz ausgeführt 
worden, daß dieses Gesetz nicht mit dem Volkszäh

-

lungs- und dem Mikrozensusgesetz verglichen wer-
den könne. Die dort vorgenommenen Regelungen 
hinsichtlich der Hilfs- und Erhebungsmerkmale in 
ihrer besonderen Funktion seien gerade das, was er 
fordere, d. h. eine Regelung dieser Frage in den 
jeweiligen statistischen Einzelgesetzen. Der Bun-
desbeauftragte für den Datenschutz bestreite nicht, 
daß im Einzelgesetz eine solche Notwendigkeit be-
stehen könne. Im allgemeinen Statistikgesetz sei 
dies jedoch weder verhältnismäßig noch gerechtfer-
tigt. Dabei solle eine entsprechende Regelung in 
den Einzelgesetzen vorgesehen werden, in denen 
dies erforderlich sei. Dies setze eine Prüfung ent-
sprechend den für die Einzelgesetze bestehenden 
Bedürfnissen voraus. Eine entsprechende Regelung 
im Bundesstatistikgesetz würde jedoch bedeuten, 
daß ohne weitere Prüfung diese Regelung für alle 
Statistiken anwendbar sei. In den bisher seit dem 
Volkszählungsurteil verabschiedeten Statistikge-
setzen sei jeweils klar zum Ausdruck gebracht wor-
den, wo Hilfsmerkmale eine andere Funktion hät-
ten. Von daher sei nicht einzusehen, warum im all

-

gemeinen Gesetz eine derartige Verwässerung der 
Definition vorgenommen werde. Das Statistikge-
heimnis sei durch die vorgesehene Regelung mögli-
cherweise nicht gefährdet. Zu berücksichtigen 
bleibe allerdings, daß aufgrund des Volkszählungs-
urteils der Bürger auch über die Hilfsmerkmale in-
formiert werden müßte. Es würden Probleme auf-
treten, wenn an dieser Stelle keine genaue Tren-
nung zwischen Hilfs- und Erhebungsmerkmalen 
vorgenommen werde, da nach dieser Regelung die 
Möglichkeit bestehe, die Hilfsmerkmale in einer an-
deren Funktion zu nutzen. Es werde schwierig sein, 
dem Bürger vermitteln zu können, was mit diesen 
Merkmalen geschehe. 

Seitens der Bundesregierung war in verschiedenen 
Stellungnahmen während der Beratungen einge-
wandt worden, daß der Bundesbeauftrage für den 
Datenschutz eingeräumt habe, daß die Definition 
der Hilfsmerkmale des § 10 Abs. 1 Sätze 3 und 4 der 
Definition im Volkszählungsgesetz und im Mikro-
zensusgesetz entspreche. Darüber hinaus führe 
diese Definition auch zu keiner „unauflöslichen" 
Vermischung von Hilfs- und Erhebungsmerkmalen, 
weil die über die normalen Funktionen des Hilfs-
merkmals hinausreichenden Anwendungen in be-
sonderen Vorschriften — ebenso wie im Volkszäh-
lungsgesetz und Mikrozensusgesetz — normenklar 
dargestellt seien. Es wäre auch keine Lösung, Hilfs-
merkmale mit Zusatzfunktion in einzelnen Geset-
zen zu regeln, da die Notwendigkeit der regionalen 
Zuordnung (§ 10 Abs. 2) in vielen — unter Berück-
sichtigung der künftigen Entwicklungen nicht im 
einzelnen ausweisbaren — statistischen Bereichen 
bestehe. Das Bundesstatistikgesetz müsse die Mög-
lichkeit eröffnen, die für eine Vielzahl von einzelsta-
tistischen Bereichen geltenden Regelungen über-
greifend zu normieren. Jedes Abdrängen übergrei-
fender Regelungen in einzelstatistische Gesetze 
würde diesem Grundanliegen eines „Grundgeset-
zes" der Statistik widersprechen. Hinsichtlich der 
in den Absätzen 2 und 3 vorgesehenen Regelungen 
sei hervorzuheben, daß die Notwendigkeit für eine 
regionale Zuordnung im Rahmen einer Vielzahl von 
einzelstatistischen Gesetzen bestehe. Daher würde 
die Beschränkung des § 10 Abs. 2 auf die Verwen-
dung nur des Namens der Gemeinde für Zwecke 
der regionalen Zuordnung einen umfangreichen 
Änderungsbedarf im Bereich einzelstatistischer Ge-
setze auslösen. Von erheblicher Bedeutung sei da-
bei, daß auf diesem Wege datenschutzrechtiche Vor-
kehrungen nicht verbessert werden könnten. Im Er-
gebnis müßte eine dem § 10 Abs. 2 und 3 entspre-
chende Regelung auch in die einzelstatistischen Ge-
setze aufgenommen werden. Im übrigen sei zu be-
achten, daß § 10 Abs. 2 nur Zuordnungsbefugnisse 
der statistischen Ämter in deren abgeschotteten Be-
reich regele. Soweit Zuordnungen auf der Grund-
lage von Blockseiten aus dem abgeschotteten Raum 
heraus übermittelt werden sollen, gelte § 16 Abs. 5 
mit seinen zusätzlichen datenschutzrechtlichen Si-
cherungsvorkehrungen. 

Im Rahmen der Beratungen war dazu seitens der 
Bundesregierung u. a. ergänzend dargelegt worden, 
daß es sicher einige Hilfsmerkmale gebe, die mehr 
beinhalteten als die Komponente der bloßen techni- 
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schen Durchführung. Dies hänge damit zusammen, 
daß das Bundesverfassungsgericht im Volkszäh-
lungsurteil nur die Einteilung in Hilfs- und Erhe-
bungsmerkmale vorgegeben habe. Der Zwang, die 
Merkmale unter beide Begriffe unterzuordnen, 
habe auch im Volkszählungs- und im Mikrozensus-
gesetz bestanden. Die in diesen beiden Gesetzen 
gesetzlich getroffenen Regelungen habe der Bun-
desbeauftragte für den Datenschutz nicht mehr be-
anstandet. In den vorgesehenen Absätzen des § 10 
sei nunmehr eine parallele Regelung enthalten. 
Das, was der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz als Vermischung bezeichne, sei beispiels-
weise auch in der Regelung des § 3 des Volkszäh-
lungsgesetzes vorgesehen. Es träten in keiner 
Weise Unklarheiten auf, weil jeweils deutlich ge-
sagt werde, wo den Hilfsmerkmalen über die tech-
nische Funktion hinaus eine weitere Funktion zu-
komme. Die gesetzliche Regelung sei klar genug, 
um den Bürger darüber aufzuklären, was mit den 
Hilfsmerkmalen, der vorgesehenen regionalen Zu-
ordnung und den dazu erforderlichen Instrumenten 
geschehe. Hinsichtlich der Gliederungseinheit der 
Blockseite sei die Grundsatzfrage, ob die amtliche 
Statistik so aufgebaut werden könne, daß sie nur 
Bund und Ländern diene, oder ob sie so fein unter-
gliedert werde, daß sie auch den Gemeinden zugute 
komme. In § 1 sei vorgegeben, daß durch die Ergeb-
nisse der Bundesstatistik Zusammenhänge u. a. für 
die Länder einschließlich der Gemeinden und Ge-
meindeverbände aufgeschlüsselt würden. Die Fra-
ge, wie dies im einzelnen zu realisieren sei, werde in 
§ 16 geregelt. In § 10 sei nur vorgesehen, daß bis zur 
Blockseite eine regionale Zuordnung erfolgen dürfe. 
Es sei gerade Sinn des Bundesstatistikgesetzes, die 
Bundesstatistiken in einer Form zur Verfügung zu 
stellen, in der sie möglichst optimal von allen Betei-
ligten genutzt werden könnten. Dies betreffe nicht 
nur den Bund und die Länder, sondern auch die 
Kommunen. An dieser Stelle werde nur dieser 
Grundgedanke des § 1 für die regionale Zuordnung 
konkretisiert, um die amtlichen Statistiken mög-
lichst vielseitig verwendbar zu machen. Dabei sei 
zu berücksichtigen, daß es insoweit um den inter-
nen und abgeschotteten Bereich der statistischen 
Ämter gehe. Wenn die Belange der Kommunen mit

-

berücksichtigt werden sollten, sei die Blockseite be-
reits ein Kompromiß gegenüber den Forderungen 
der Kommunen. Es handele sich hier außerdem um 
eine Generalregelung, die die Bevorratung von Da-
ten mit örtlicher Kennung für alle späteren Zuord-
nungsmöglichkeiten zum Inhalt habe. Es gehe da-
her nicht nur um eine Regelung, die den Bedürfnis-
sen der Gemeinden zugute komme. Sie habe auch 
Bedeutung für zahlreiche Forschungsarbeiten der 
Wissenschaft, die nach Erlaß des Gesetzes auf Da-
ten in regionaler Aufbereitung zurückgreifen müß-
ten, die zum Zeitpunkt des Gesetzeserlasses noch 
nicht erkennbar seien. Diese Vorschrift stelle daher 
die Basisbevorratung der statistischen Ämter für 
alle Auswertungszwecke mit regionalem Bezug si-
cher. Wenn die Hilfsmerkmale für die regionale Zu-
ordnung nicht mehr zur Verfügung stünden, sei 
diese im nachhinein nicht mehr möglich. Die Vor-
schrift des Absatzes 2 habe daher nichts mit einer 
unklaren Definition der Hilfsmerkmale zu tun, son

-

dern regele nur die Funktion der Hilfsmerkmale für 
einen besonderen Zweck. Diese Regelung müsse ge-
nerell im Bundesstatistikgesetz enthalten sein, weil 
nie vorhersehbar sei, welche Statistiken für welche 
wissenschaftlichen Arbeiten der Ressorts und der 
Forschung benötigt würden. 

Seitens der kommunalen Spitzenverbände war in 
bezug auf die in den Absätzen 2 und 3 vorgesehene 
Regelung hervorgehoben worden, daß die Kommu-
nen vor allem daran interessiert seien, kleinräu-
mige Daten aufbereiten zu können. Dabei gehe es 
nicht um beliebig kleinräumige Daten, d. h. es sei 
nicht das Interesse der Kommunen, auf Einheiten 
zurückzugreifen, die unterhalb der Blockseite lä-
gen. Den Kommunen sei nur daran gelegen, daß in 
den abgeschotteten statistischen Ämtern die Mög-
lichkeit eröffnet werde, für nicht vorhersehbare sta-
tistische Zwecke zu dem Zeitpunkt, in dem eine Sta-
tistik erstellt werde, Einheiten zu bilden, die nicht 
von vornherein fixiert seien. Nach der vorgesehe-
nen Regelung könnten die Anschriften benutzt wer-
den, um zunächst einmal eine Gliederung nach 
Blockseiten vorzunehmen. Danach solle gelöscht 
werden. Dem stimmten die Kommunen im Grund-
satz zu. Deswegen sei es jedoch sehr wichtig, daß 
die Möglichkeit eröffnet werde, im Einzelfall ggf. 
anders zu entscheiden. Die Kommunen könnten 
sich mit der vorgesehenen Regelung unter der Maß-
gabe einverstanden erklären, daß Ausnahmen da-
von möglich seien. Eine relativ grobe Gliederung 
nach Gemeinden sei für die Kommunen nicht aus-
reichend. Die Blockseite sei das Minimum dessen, 
was als Grundsatz festgeschrieben werden sollte. 

Von Vertretern des Statistischen Bundesamtes und 
eines statistischen Landesamtes war ausgeführt 
worden, daß es sich bei der Regelung des Absatzes 2 
darum handele, daß die Daten im „Tresor der amtli-
chen Statistik" so vorgehalten werden könnten, daß 
sie bei später auftauchenden Bedürfnissen zusam-
mengestellt werden könnten. Wenn diese Vorschrift 
nicht vorgesehen würde, bestünden etwa bei späte-
ren Umgemeindungen oder in größeren Kommunen 
keine Möglichkeit mehr, Umberechnungen vorzu-
nehmen. Würde dem Vorschlag des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz gefolgt, müßte immer 
bei Erlaß der einzelstatistischen Gesetze sehr ge-
nau bekannt sein, für welche verschiedenen regio-
nalen Aufbereitungen die Blockseite erforderlich 
sei. In der Vergangenheit sei den Städten in den 
relevanten Bereichen, etwa der Bautätigkeitsstati-
stik, soweit bei diesen ein Bedarf bestanden habe, 
das statistische Material so übermittelt worden, daß 
diese ihre Stadtteilergebnisse daraus hätten erstel-
len können. Durch die neue Lage seien die statisti-
schen Ämter in die Situation gelangt, daß sie dafür 
eine Legitimation bräuchten. Diese werde mit der 
vorliegenden Regelung angestrebt. 

Seitens der Koalitionsfraktionen war zu dieser Pro-
blematik hervorgehoben worden, es solle vermie-
den werden, daß die Kommunen die Gemeindeteile 
so definierten, daß schließlich Einzelpersonen er-
kennbar blieben. Deswegen sei bereits im Rahmen 
der Volkszählung der Begriff der Blockseite vorge-
sehen worden. Durch die vorgesehene Änderung 
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solle festgeschrieben werden, daß auch bei den 
Kommunen die Blockseite die kleinste Einheit sei, 
die akzeptiert werde. Die sonstigen Daten, etwa 
Name und Hausnummer, müßten allerdings ver-
wendet werden können, um festzustellen, zu wel-
cher Blockseite ein bestimmtes Gebäude gehöre. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
haben unter Abwägung der vorgetragenen Argu-
mente die vorgesehene Regelung als sachgerecht 
und notwendig angesehen. 

10. Zu § 11 

10.1 

Mit der vorgesehenen Streichung des Wortes „dort" 
in Absatz 1 Satz 1 und des Satzes 2 in Absatz 1 wird 
einem Petitum des Bundesrates Rechnung getra-
gen. Insofern ist auf Nummer 8 der Stellungnahme 
des Bundesrates zu verweisen. 

10.2 

Nicht gefolgt ist der Ausschuß den Vorschlägen des 
Bundesrates zu § 11 Abs. 3 — eine Ergänzung, die 
die Bundesregierung nicht als erforderlich angese-
hen hatte — und zu § 11 Abs. 4, nachdem insoweit 
seitens des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz dargelegt worden war, daß die in Absatz 4 
des Regierungsentwurfes vorgesehene Regelung 
aus Rechtsschutzgründen erforderlich sei. 

11. Zu § 12 

Mit der in Absatz 1 aufgenommenen Trennungsre-
gelung und der in Absatz 2 vorgesehenen Konkreti-
sierung und Klarstellung wurde Bedenken des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz Rechnung ge-
tragen, die dieser im Verlaufe der Beratungen erho-
ben hatte. 

Hinsichtlich der vorgesehenen Trennungsregelung 
in Absatz 1 war die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß eine derartige Ergänzung des Absatzes 1 
nicht angezeigt sei, da eine Trennung der Identifi-
katoren von den Erhebungsmerkmalen vor Ab-
schluß der Plausibilitätsprüfung praktisch ausge-
schlossen sei. Trennungs- und Löschungszeitpunkt 
falle zeitlich zusammen. 

Um Zweifeln des BfD Rechnung zu tragen, daß Fall-
konstellationen denkbar seien, bei denen trotz der 
in Absatz 1 vorgesehenen frühen Löschung zuvor 
noch eine Trennung möglich sei, war die nunmehr 
vorgesehene Regelung erarbeitet worden. Diesbe-
züglich war seitens der Bundesregierung hervorge-
hoben worden, daß bei Statistiken mit ständigen 
Rückfragen die Nicht-Trennung gelte. Die Tren-
nungsregelung sei nur in bezug auf mögliche an-
dere Fälle vorgesehen, die der Bundesbeauftragte 
für den Datenschutz als nicht ausschließbar angese-
hen habe. 

12. Zu § 13 

12.1 

In Absatz 1 wurde entsprechend einem Vorschlag 
des Bundesrates ebenso wie in § 5 Abs. 2 auf die 
ausdrückliche Benennung der Lohnstatistiken ver-
zichtet, da diese im Begriff der Wirtschaftsstatisti-
ken enthalten sind. 

Um Bedenken des Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz Rechnung zu tragen, wurde ferner in Ab-
satz 1 hinsichtlich der Erforderlichkeitskriterien 
eine neue Aufteilung vorgesehen. Unter Nummer 2, 
unter der nunmehr nicht mehr auf die Durchfüh-
rung, sondern auf die Erhebung von Bundesstatisti-
ken abgestellt wird, verbleiben die Buchstaben a 
und b, während in einer neuen Nummer 3 unter der 
Überschrift „zur Aufbereitung von Bundesstatisti-
ken" die bisher unter Nummer 2 Buchstaben c, d 
und e aufgelisteten Fallkonstellationen zusammen-
gefaßt werden, so daß von der Systematik her unter 
Nummern 1 bis 3 zwischen der Vorbereitung, der 
Erhebung und der Aufbereitung unterschieden 
wird. Die bisherige Nummer 2 Buchstabe e „statisti-
sche Auswertungen" wurde unter der neuen Num-
mer 3 Buchstabe b durch die Begriffe der Zuord-
nungen und Zusammenführungen ergänzt, um 
deutlich zu machen, daß es um die Zuordnung und 
Zusammenführung von Angaben zu verschiedenen 
Statistiken gehe. Dadurch soll in den abgeschotte-
ten statistischen Bereichen, d. h. den statistischen 
Ämtern der Länder und dem Statistischen Bundes-
amt ein Arbeitsinstrument vorgesehen werden, das 
es ermöglicht, aus den vorhandenen Statistiken zu-
sätzliche Auswertungen durchführen zu können, 
ohne daß neue Erhebungen und damit neue Bun-
desstatistiken beschlossen werden müßten. D. h. 
der vorhandene Bestand an Statistiken soll aus-
gewertet werden, um zu weiteren Statistiken kom-
men zu können. Dadurch soll auch erreicht werden, 
daß der einzelne Bürger in bezug auf die jeweiligen 
Erhebungs- und Hilfsmerkmale so wenig wie mög-
lich befragt und soweit wie möglich von Mehrfach-
befragungen über denselben Sachverhalt verschont 
wird. Im Hinblick auf die neue Nummer 3 des Ab-
satzes 1 in § 13 konnte auf Absatz 3 des § 10 des Re-
gierungsentwurfes verzichtet werden. 

Seitens des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz war zu dieser Regelung, der er zugestimmt 
hatte, angemerkt worden, im Verlaufe der Beratun-
gen sei deutlich geworden, daß die Adreßdatei an 
dieser Stelle als Medium dafür benutzt werde, mög-
licherweise alle bestehenden Wirtschaftsstatistiken 
zusammenführen zu können, um daraus weitere Er-
gebnisse ableiten zu können. Es müsse klar sein, 
daß es sich bei den Dateien des § 13 damit nicht nur 
um reine Adreßdateien handele und es nicht nur 
um eine gleichmäßigere Belastung der Bürger gehe, 
wie dies in der Begründung der Bundesregierung 
zum Ausdruck gebracht worden sei, sondern daß an 
dieser Stelle unter Umständen auch ein Teil- oder 
Vollabbild der Wirtschaftsunternehmen gewonnen 
werden könne. 

Seitens der Bundesregierung war dazu unterstri

-

chen worden, daß die Adreßdateien den Schlüssel 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6666  

für die Zusammenführung darstellten. Diese Zu-
sammenführung bedeute jedoch, daß zusätzliche 
Statistiken mit neuen Erhebungen entbehrlich blie-
ben. Von daher solle die Möglichkeit gegeben sein, 
aus dem vorhandenen statistischen Material wei-
tere Auswertungen zu ermöglichen, um auf zusätzli-
che Belastungen der Wirtschaftskreise, auf die sich 
die Regelung beziehe, verzichten zu können und 
nicht neue Statistiken mit Auskunftspflicht anord-
nen zu müssen. Auch im Volkszählungsurteil sei 
hervorgehoben, es sei statistischen Erhebungen im-
manent, daß sie nicht für im voraus klar erkenn-
bare und festgelegte Zwecke durchgeführt werden 
könnten, sondern in bezug auf die Daten entspre-
chend dem politisch planerischen Bedarf Auswer-
tungen vorgenommen werden müßten. Namentlich 
habe das Bundesverfassungsgericht darauf hinge-
wiesen, daß bei der Datenerhebung für statistische 
Zwecke eine enge und konkrete Zweckbindung der 
Daten nicht verlangt werden könne. Es gehöre zum 
Wesen der Statistik, daß die Daten nach ihrer stati-
stischen Aufbereitung für die verschiedensten, 
nicht von vornherein bestimmbaren Aufgaben ver-
wendet werden sollen. Demgemäß bestehe auch ein 
Bedürfnis nach Vorratsspeicherung. Ferner habe 
das Gericht darauf hingewiesen, daß die Vielfalt der 
Verwendungs- und Verknüpfungsmöglichkeiten bei 
der Statistik von der Natur der Sache her nicht im 
voraus bestimmbar seien und deswegen der Infor-
mationserhebung und -verarbeitung innerhalb des 
Informationssystems zum Ausgleich entsprechende 
Schranken gegenüberstehen müßten. D. h. daß auch 
das Bundesverfassungsgericht davon ausgegangen 
sei, daß innerhalb des statistischen Bereiches Aus-
wertungen möglich sein müßten, die von einer auf 
die andere Statistik übergriffen. Das Gericht habe 
dabei noch nicht einmal — wie in § 13 vorgegeben 
— eine Einschränkung auf Wirtschaftsstatistiken 
vorgenommen. 

Zur Erläuterung eines praktischen Anwendungsfal-
les für die Zusammenführung war seitens des Stati-
stischen Bundesamtes darauf hingewiesen worden, 
daß in den Monatsstatistiken im produzierenden 
Gewerbe Angaben über den Umsatz und die Be-
schäftigten enthalten seien. Für denselben Befrag-
tenkreis werde eine Jahreserhebung in bezug auf 
die Investitionen durchgeführt. Die Investitionen 
müßten im Zusammenhang mit der Jahresstatistik 
auch im Hinblick auf die Beschäftigten und in be-
zug auf den Umsatz ausgewertet werden. Deswegen 
würden die Ergebnisse aus den Monatsstatistiken 
kumuliert und mit den Angaben über die Investitio-
nen und Umsätze zusammengeführt. Ansonsten 
müßten im Rahmen der Investitionserhebungen 
nochmals die Beschäftigten und die Umsätze er-
fragt werden, die aufgrund der Monatserhebungen 
bereits bekannt seien. 

12.2 

Mit der in § 13 Abs. 2 erster Halbsatz vorgesehe-
nen Konkretisierung auf den Anwendungsfall der 
Adreßdateien, die in bezug auf Unternehmen, Be-
triebe und Arbeitsstätten relevant sind, wird ein 
Vorschlag des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz aufgegriffen. 

Dieser hatte dazu erklärt, mit einer entsprechenden 
Änderung werde sichergestellt, daß in die Adreßda-
teien nur Daten einflössen, die die Befragten bei 
früheren Erhebungen erteilt hätten. Dem informa-
tionellen Selbstbestimmungsrecht werde in diesem 
Fall genügt, da die Betroffenen wüßten, welche Da-
ten über sie gespeichert würden. 

Die Ergänzung in Absatz 2 unter Nummer 1 ent-
spricht einem Vorschlag des Bundesrates, dem die 
Bundesregierung zugestimmt hatte. Zur Begrün-
dung ist insoweit auf Nummer 13 der Stellung-
nahme des Bundesrates zu verweisen. 

12.3 

In Absatz 3 wurde aufgrund der Erörterungen zu 
einem Änderungsvorschlag des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz die vorgesehene Ergän-
zung als notwendig erachtet. Dadurch wird klarge-
stellt, daß die Adreßdateien immer nur jeweils be-
grenzt auf den jeweiligen Zuständigkeitsbereich ge-
führt werden können. 

Seitens der Bundesregierung war dazu erläutert 
worden, daß es Adreßdateien gebe, die nur bei den 
Ländern geführt würden und andererseits Adreßda-
teien — etwa in bezug auf das produzierende Ge-
werbe —, bei denen das Bundesamt eine Adreßdatei 
für die gesamte Bundesrepublik Deutschland und 
die Landesämter eine Adreßdatei beschränkt auf 
ihren Bereich führten. Die jeweilige Zuständigkeit 
ergebe sich aus den einzelstatistischen Rechtsvor-
schriften. 

12.4 

Seitens der Fraktion der SPD war im Rahmen der 
Beratungen die Frage aufgeworfen worden, ob in 
einem neuen Absatz 6 eine Regelung dahin gehend 
getroffen werden sollte, daß Daten aus den Adreß-
dateien nicht mit personenbezogenen Daten ver-
bunden werden dürften. 

Seitens der Bundesregierung war in einer Stellung-
nahme zu diesem Vorschlag ausgeführt worden, 
daß mit einer derartigen Regelung das Ziel verfolgt 
würde, außerhalb der Aufgabenstellung des § 13 Zu-
sammenführungen bzw. Verknüpfungen von Ein-
zelangaben zum Zweck der Identifikation zu ver-
hindern. Dieser Absicht werde durch § 21 in vollem 
Umfang Rechnung getragen. Im übrigen habe auch 
das Bundesverfassungsgericht die Zusammenfüh-
rungen oder Verbindungen von Daten im „abge-
schotteten Bereich" der statistischen Ämter aus-
drücklich anerkannt. Hierzu führe das Gericht aus, 
daß die Zusammenführung von im Rahmen der 
Volkszählung 1983 erhobenen Daten oder deren 
Verbindung mit bei den statistischen Ämtern be-
reits vorhandenen Informationen es auch nicht er-
mögliche, Teilabbilder der Persönlichkeit anzuferti-
gen, die mit der Würde des Menschen nicht verein-
bar seien (BVerfGE 65, 1, 53). 

Unter Bezugnahme auf diese Ausführungen hat der 
Ausschuß auf eine entsprechende Ergänzung in ei-
nem Absatz 6 verzichtet. 
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13. Zu § 14 

Die in Absatz 2 vorgesehene Änderung ist redaktio-
neller Art. 

Die Ergänzung um den vorgesehenen Absatz 4 ent-
spricht einem Vorschlag des Bundesrates, dem die 
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zuge-
stimmt hatte. Diesbezüglich ist auf Nummer 14 der 
Stellungnahme des Bundesrates zu verweisen. 

14. Zu § 15 

Die vorgesehene Änderung des Absatzes 1 soll ver-
deutlichen, daß der Gesetzgeber in jedem Einzelfall 
zu prüfen hat, ob und in welchem Umfang die Erhe-
bung mit oder ohne Auskunftspflicht erfolgen soll. 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU war dazu ergän-
zend hervorgehoben worden, daß diese Änderung 
auf großen Widerstand seitens der Bundesregie-
rung gestoßen sei. Aufgrund dieses, von den Koali-
tionsfraktionen erarbeiteten Regelungsvorschlages 
habe der Gesetz- und Verordnungsgeber in bezug 
auf jede einzelne Rechtsvorschrift, die eine Bundes-
statistik anordne, zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang die Erhebungen mit oder ohne Auskunfts-
pflicht erfolgen sollten. Im zweiten Satz des Absat-
zes 1 sei entsprechend dem Regierungsentwurf 
festgelegt, was als selbstverständlich bisher auch 
schon gegolten habe. Die Formulierung in Satz 1 
solle allerdings nicht den Eindruck entstehen las-
sen, daß in absehbarer Zeit eine große Zahl der Sta-
tistiken nur auf freiwilliger Basis erhoben werden 
könnte. Die Koalitionsfraktionen gingen nach dem 
Ergebnis der Anhörung davon aus, daß im Bereich 
der Wirtschaft Freiwilligkeit mit Erfolglosigkeit der 
Statistik gleichzusetzen wäre. 

Seitens der Fraktion der FDP war dazu ergänzt 
worden, daß die vorgelegte Fassung des Absatzes 1 
eine zwingende Folge aus dem Volkszählungsurteil 
sei. Der Gesetz- oder Verordnungsgeber müsse im-
mer wieder im einzelnen prüfen, inwieweit Aus-
kunftspflichten einzelner anzuordnen seien. Dies 
könne nicht pauschal geschehen, sondern nur in 
den jeweiligen einzelnen Rechtsvorschriften. Wer 
der Auffassung sei, daß eine Auskunftspflicht not-
wendig sei, müsse dies in bezug auf die Rechtsvor-
schriften in den einzelnen Bereichen begründen. Es 
werde die Auffassung geteilt, daß gegenwärtig die 
Auskunftspflicht in bestimmten Bereichen eine grö-
ßere Bedeutung habe als in anderen und sie na-
mentlich im wirtschaftlichen Bereich möglicher-
weise eine besondere Rolle spiele. Auch dies müsse 
im jeweiligen Einzelfall entschieden werden; aller-
dings werde davon ausgegangen, daß die Aus-
kunftspflicht nach einer Überprüfung die Regel 
sein werde. Unabhängig davon müsse der Gesetzes-
text selbst jedoch daran festhalten, daß in den je-
weiligen einzelnen Gesetzen oder Verordnungen 
festgelegt werde, ob eine Auskunftspflicht angeord-
net werde oder nicht. Das vorliegende Gesetz werde 
für eine längere Zeitspanne und für eine Vielzahl 
von Statistiken verabschiedet werden. Vor diesem 
Hintergrund habe sich die Frage gestellt, ob in § 15 

auf unabsehbare Zeit für alle Bereiche grundlegend 
eine Auskunftspflicht statuiert werden sollte. Dies 
sei nicht möglich, da dies dem Volkszählungsurteil 
und dem Grundgesetz widerspreche. 

Die Fraktion der SPD hatte sich diesen Ausführun-
gen angeschlossen. Die vorgesehene Regelung sei 
nach den Ergebnissen der Anhörung als optimal 
anzusehen. Deren Ausgestaltung sei die entschei-
dende Voraussetzung für die Zustimmung der Frak-
tion der SPD zu dem Gesetz insgesamt gewesen. 
Wenn dahinter zurückgegangen worden wäre, wäre 
dies nicht möglich gewesen. Die nunmehr vorgese-
hene Regelung resultiere zum einen aus dem Volks-
zählungsurteil und zum anderen noch stärker aus 
der Anhörung des Innenausschusses. Dagegen vor-
getragene Bedenken seien im Ergebnis unbegrün-
det. Die Vorschrift sehe im Einzelfall den notwendi-
gen Abwägungsprozeß vor. Dieser nach Absatz 1 
vorzunehmende Abwägungsprozeß führe insgesamt 
gegenwärtig in bezug auf die bestehenden Einzelge-
setze im wirtschaftlichen Bereich nach dem Ergeb-
nis der Anhörung in der Regel zu einer Bejahung 
der Auskunftspflicht. Es sei daran zu erinnern, daß 
von einigen Sachverständigen im Rahmen der An-
hörung dargelegt worden sei, daß auf absehbare 
Zeit in bezug auf die Personengesellschaften im 
Wirtschaftsbereich auf die Auskunftspflicht nicht 
verzichtet werden könne. Dies werde durch die vor-
gesehene Regelung materiell in keiner Weise in 
Frage gestellt. Der Abwägungsprozeß werde in die-
sem Bereich nach der gegenwärtigen Erkenntnis-
lage in absehbarer Zeit zu keinem anderen Ergeb-
nis als dem der Auskunftspflicht führen. In diesem 
Zusammenhang sei an die vom Präsidenten des 
Bayerischen Landesamtes für Statistik und Daten-
verarbeitung im Rahmen der Anhörung vorgelegte 
Übersicht über die Statistiken mit und ohne Aus-
kunftspflicht zu verweisen, aus der hervorgehe, daß 
die Auskunftspflicht gegenwärtig in 95% der Fälle 
vorgegeben sei. Allerdings sei der Gesetzgeber ge-
halten, den entsprechenden Abwägungsprozeß im-
mer wieder vorzunehmen. Nicht mehr und nicht 
weniger sei in Absatz 1 der nunmehr vorgesehenen 
Regelung vorgegeben. Das Volkszählungsurteil ent-
halte als klare Vorgabe, daß die Prüfung immer wie-
der vorgenommen werden müsse. Nach den aktuel-
len Überprüfungen und Abwägungen ergebe sich 
insgesamt allerdings, daß die Auskunftspflicht ge-
genwärtig in der Regel notwendig sei. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN war dafür plä-
diert worden, in das Gesetz den Grundsatz aufzu-
nehmen, daß natürliche Personen von der Aus-
kunftspflicht frei sein sollten. Dies resultiere aus 
der Anhörung des Innenausschusses. Nach den 
Darlegungen in der Anhörung sei das Bundesstati-
stikgesetz Grundlage für nur ganz wenige Statisti-
ken, bei denen Daten in bezug auf Einzelpersonen 
erhoben würden, wobei dort die Auskunftspflicht 
ersetzt werden könne. Es werde als notwendig an-
gesehen, daß diesem Vorschlag zur Freiwilligkeit 
von Auskünften bei natürlichen Personen Rech-
nung getragen werde. 

Seitens der Bundesregierung war dargelegt wor

-

den, daß nach deren Auffassung die bestehenden 
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Auskunftspflichten nach dem gegenwärtigen Stand 
der Erkenntnis — auf der Grundlage einer Über-
prüfung der vom Präsidenten des Bayerischen Lan-
desamtes für Statistik und Datenverarbeitung zur 
Anhörung vorgelegten Auflistung — beibehalten 
werden müßten. Andernfalls wäre mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit mit Antwortausfäl-
len zu rechnen, die nicht nur die Informationser-
mittlung auf der Grundlage des einzelstatistischen 
Gesetzes, sondern das statistische Gesamtsystem 
gefährden würden. Die Erfahrungen der Praxis un-
terstrichen diese Erkenntnis. Auch die Sachver-
ständigen aus dem wissenschaftlichen Bereich hät-
ten dies in der Anhörung des Innenausschusses be-
stätigt. Seitens des Bundesmininisters für Wirt-
schaft war erklärt worden, daß dieser sich ganz klar 
für die Beibehaltung der Fassung des Regierungs-
entwurfs ausspreche. Der Bundesminister für Wirt-
schaft und mit ihm zahlreiche Konsumenten seien 
auf vollständige und aktuelle, umfangreiche und 
fristgerechte statistische Ergebnisse angewiesen. 
Deswegen werde — auch in Übereinstimmung mit 
dem Votum des Ausschusses für Wirtschaft — der 
Regelungsvorschlag der Bundesregierung favori-
siert. Alle bisherigen Erfahrungen hätten gezeigt, 
daß mit freiwilligen Erhebungen die Zielsetzung ei-
ner zuverlässigen und vollständigen Statistik zu-
mindest im wirtschaftsstatistischen Bereich nicht 
zu erreichen sei. 

Seitens eines Vertreters des statistischen Landes-
amtes war dringend vor einer Öffnung in Richtung 
Freiwilligkeit gewarnt worden, zumindest was den 
Bereich der Wirtschaft angehe. Es sei ein Faktum, 
daß sich bei freiwilligen Erhebungen 20, 30 und 
manchmal 50% der Angeschriebenen nicht beteilig-
ten. Dies führe zu ungleichgewichtigen Aussagen 
und zu verzerrten Ergebnissen. Dies habe bisher in 
der amtlichen Statistik verhindert werden können. 
Zwar könne die Grundsatzfrage gestellt werden, ob 
eine Statistik überhaupt notwendig sei. Wenn sie 
jedoch als notwendig angesehen werde, sollte sie im 
Bereich der Wirtschaft auch alle zu Befragenden 
mit der Vorgabe der Auskunftspflicht heranziehen. 
Ansonsten trete auch ein Moment der Ungerechtig-
keit insoweit auf, als immer wieder die wenigen 
befragt würden, die zur Antwort bereit seien, bis 
diese unter dem Aspekt, daß sie immer wieder her-
angezogen würden, ebenfalls die Antwort verwei-
gerten. Die Auskunftspflicht im Wirtschaftsbereich 
sei nach dem Urteil der Leiter der Landesämter 
unverzichtbar. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
waren bei ihrer Auffassung geblieben, daß der Ge-
setz- oder Verordnungsgeber im Hinblick auf die 
Vorgaben des Volkszählungsurteils jeweils festle-
gen müsse, für welche Statistiken die Auskunfts-
pflicht notwendig sei oder nicht. Dabei wird nach 
Auffassung der Koalitionsfraktionen und der Frak-
tion der SPD durch die Vorschrift des § 26 Abs. 4 als 
Resultat der im Rahmen der Beratungen zu diesem 
Gesetz durchgeführten Abwägung im Ergebnis ei-
nerseits den Darlegungen zur Notwendigkeit einer 
Beibehaltung der Auskunftspflicht zumindest im 
wirtschaftlichen Bereich Rechnung getragen. 
Gleichzeitig wird aber auch entsprechend den Vor

-

gaben des Volkszählungsurteils keine unabsehbare 
Perpetuierung festgeschrieben, sondern dem dyna-
mischen Überprüfungsprozeß, dem der Gesetzgeber 
durch die Vorgaben des Volkszählungsurteils unter-
worfen ist, Rechnung getragen. 

15. Zu § 16 

15.1 

In Absatz 1 unter Nummer 3 ist die in Absatz 8 des 
Regierungsentwurfes enthaltene Regelung in ande-
rer Fassung aufgegriffen, mit der eine redaktionelle 
Klarstellung bezweckt wird. Diese Regelung stellt 
die Schutzvorschrift für die statistischen Ämter in 
bezug auf den Fall dar, daß zusammengeführte Da-
ten im Einzelfall später evtl. doch zugeordnet wer-
den könnten. 

15.2 

Unter Absatz 1 Nr. 4 ist nunmehr die Vorgabe ent-
halten, die im Regierungsentwurf in Absatz 4 Satz 1 
vorgesehen war. Diese Vorschrift ist als neue Num-
mer 4 in Absatz 1 in besserer Weise vorgezogen 
worden. Dies dient der Verdeutlichung und hat 
keine materielle Bedeutung. Darunter sind die voll 
anonymisierten Daten aufgegriffen, die dement-
sprechend auch nicht mehr zugeordnet werden kön-
nen. 

15.3 

Absatz 2 entspricht unverändert dem Regierungs-
entwurf. Darin ist die allgemeine Übermittlungsvor-
schrift von Einzelangaben bei der Durchführung 
von Bundesstatistiken enthalten. 

15.4 

Auch in Absatz 3 ist der Regierungsentwurf unver-
ändert übernommen worden. 

Dazu war seitens der Bundesregierung im Nach-
gang zu den intensiven Erörterungen nochmals her-
vorgehoben worden, daß bei regionalen Sonderauf-
bereitungen an Hand von Bundesstatistiken durch 
die Länder die Auffassung vertreten werden könn-
te, daß dies Einzelangaben zur Durchführung einer 
Bundesstatistik sein könnten. Es werde jedoch teil-
weise bestritten, daß Sonderaufbereitungen, die von 
den Ländern durchgeführt würden, noch zu den 
Bundesstatistiken zu zählen seien. Wegen dieser 
Meinungsverschiedenheit sei die Klarstellung vor-
genommen worden, daß auch die Übermittlung von 
Einzelangaben seitens des Statistischen Bundesam-
tes an die Länder zur Durchführung von Sonderauf-
bereitungen erlaubt sein müssen. 

15.5 

In Absatz 4 werden nunmehr die Übermittlungen 
von Angaben an die obersten Bundes- oder Landes-
behörden geregelt. 
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Zur Erläuterung ist insoweit darauf hinzuweisen, 
daß im Unterschied zu dem Vorschlag des Bundes-
rates (§ 16 Abs. 3 Buchstabe a) Absatz 4 Satz 1 zwar 
die Verwendungsmöglichkeiten der übermittelten 
Daten erweitert (nicht mehr ausschließlich statisti-
sche Zwecke). Er beschränkt jedoch die Übermitt-
lung auf Tabellen und ferner auf die in der Vor-
schrift genannten Zwecke (Verwendung gegenüber 
den gesetzgebenden Körperschaften und für 
Zwecke der Planung). Damit wird eine durch § 16 
Abs. 3 Buchstabe a des Bundesratsvorschlages an-
gestrebte unbeschränkte — wenn sich auch im ab-
geschotteten statistischen Raum vollziehende — 
Übermittlung von Einzelangaben (unter anderem 
mit Hilfsmerkmalen) ausgeschlossen. Umfaßt wird 
von der Regelung auch die Übermittlung der sog. 
„statistischen Eins", die in Tabellen enthalten sei. 

Durch den neuen Satz 2 wird überdies sicherge-
stellt, daß sich die Übermittlung von Tabellen nach 
Satz 1 im Rahmen des geltenden Rechts halten 
muß. Die Übermittlungsmöglichkeit wird damit nur 
in Sachgebieten zugelassen, in denen schon bisher 
Daten weitergegeben werden konnten. Außerdem 
bezieht Satz 2 die für sensible Daten bestehenden 
Übermittlungsschranken der geltenden Gesetze in 
seinen Anwendungsbereich ein. Satz 2 bezieht sich 
nicht nur auf die bestehenden, sondern auch auf die 
künftigen Regelungen. Bei den bestehenden Rege-
lungen ist allerdings nirgendwo von der Übermitt-
lung von Tabellen die Rede. Dort ist immer nur auf 
die Übermittlung von Einzelangaben an oberste 
Bundes- oder Landesbehörden abgehoben. Dies 
geht über die Übermittlung von Tabellen hinaus. In 
diesem Zusammenhang war im Rahmen der Bera-
tungen auf die Überleitungsvorschrift verwiesen 
worden, die vorsieht, daß die jetzigen Übermitt-
lungsregelungen, soweit sie über die Übermittlung 
von Tabellen hinausgehen, nach vier Jahren außer 
Kraft treten, wobei allerdings neue Regelungen ge-
troffen werden können. Nach vier Jahren bleiben 
sie nur in der Form in Kraft, daß ausschließlich 
Tabellen übermittelt werden dürfen. In diesem Zu-
sammenhang war im Rahmen der Beratungen auf 
die Geheimhaltungsvorschrift des Absatzes 10 ver-
wiesen worden, die sich auf die Empfänger von Ein-
zelangaben bezieht. In Absatz 10 ist vorgegeben, 
daß die Pflicht zur Geheimhaltung für Empfänger 
von Einzelangaben nach den Absätzen 5 und 6 oder 
von Tabellen nach Absatz 4 besteht. In bezug auf 
Absatz 4 ist die Einschränkung vorgenommen, daß 
dies nicht für offenkundige Tatsachen bei Übermitt-
lungen nach Absatz 4 gilt. In diesen Fällen ist nach 
Auffassung der Koalitionsfraktionen und der Frak-
tion der SPD eine Geheimhaltung überflüssig. 

15.6 

In Absatz 5 ist die Übermittlung an die statistischen 
Ämter der Gemeinden und Gemeindeverbände ge-
regelt. Die Neufassung der Vorschrift beschränkt 
die Übermittlung nicht von vornherein auf die Wei-
tergabe von Erhebungsmerkmalen ohne Hilfsmerk-
male. Sie setzt jedoch voraus, daß Übermittlungen 
an kommunalstatistische Ämter neben den daten

-

schutzrechtlichen Vorkehrungen (Satz 2) in jedem 
Fall einer Legitimation in einem einzelstatistischen 
Gesetz bedürfen. D. h. die Übermittlung ist an die 
Vorgabe geknüpft, daß in einem eine Bundesstati-
stik anordnenden Gesetz die Übermittlung sowie 
Art und Umfang der zu übermittelnden Einzelanga-
ben vorgesehen werden. Darüber hinaus ist die 
Übermittlung nur zulässig, wenn — wie auch beim 
Mikrozensus- und Volkszählungsgesetz — durch 
Gesetz eine Trennung der mit der Durchführung 
statistischer Aufgaben zuständigen Stellen der Ge-
meinden und Gemeindeverbände von anderen kom-
munalen Verwaltungsstellen sichergestellt und das 
Statistikgeheimnis durch Organisation und Verfah-
ren gewährleistet ist. 

15.7 

Absatz 6 enthält die Übermittlungsregelung für die 
wissenschaftliche Forschung. Diese Regelung ent-
spricht materiell Absatz 4 Satz 2 des Regierungs-
entwurfs und ergänzt den Kreis der Empfänger um 
die Verpflichteten nach Absatz 7. Die Erweiterung 
des Empfängerkreises für die Übermittlung fak-
tisch anonymisierter Einzelangaben zur Durchfüh-
rung wissenschaftlicher Vorhaben ist erforderlich, 
um auch privatrechtlich organisierte Forschungs-
einrichtungen in das Übermittlungsprivileg für For-
schungszwecke einzubeziehen. 

15.8 

In Absatz 7 werden die näheren Voraussetzungen 
für eine besondere Form der Verpflichtung festge-
legt. Damit soll dieser Kreis der Verpflichteten im 
Hinblick auf die Anwendung der Vorschriften des 
Strafgesetzbuches über die Verletzung von Privat-
und Dienstgeheimnissen den für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten gleichgestellt wer-
den. 

15.9 

Absatz 8 entspricht materiell Absatz 6 des Regie-
rungsentwurfes mit der Ausnahme, daß eine beson-
dere Löschungspflicht für die zur Durchführung 
wissenschaftlicher Vorhaben übermittelten faktisch 
anonymisierten Einzelangaben vorgesehen wird. 

15.10 

Die Regelung des Absatzes 9 entspricht materiell 
Absatz 5 des Regierungsentwurfs. 

15.11 

In Absatz 10 ist nunmehr die vorerwähnte Geheim-
haltungspflicht geregelt. 

15.12 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hatte 
auch gegenüber der nach intensiven Erörterungen 
im Ausschuß neu ausgestalteten Vorschrift des § 16 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6666  

Bedenken, die er im Rahmen der Beratungen geäu-
ßert hatte, aufrechterhalten. 

In bezug auf Absatz 1 Nr. 3 habe er nicht davon 
überzeugt werden können, daß diese Vorschrift ver-
hältnismäßig sei. Insoweit handele es sich unwider-
sprochen um relativ wenige Fälle, die darunterfie-
len. Mit diesen Haftungsfreistellungen seien gene-
rell die unter Absatz 1 Nr. 3 fallenden Einzelanga-
ben nicht mehr der Geheimhaltungsvorgabe des 
Absatzes 1 Satz 1 unterstellt, unabhängig davon, ob 
ein Haftungsfall tatsächlich vorliege oder nicht. Von 
daher blieben insoweit Bedenken in bezug auf die 
Verhältnismäßigkeit der Vorschrift bestehen. Wenn 
diese tatsächlich dem Zweck diene, einen Haftungs-
ausschluß vorzusehen, müßte dies auf andere Weise 
erreicht werden können als durch eine generelle 
Herausnahme der unter Nummer 3 fallenden Ein-
zelangaben aus der Geheimhaltungpflicht. 

Ferner stelle Absatz 3 seiner Auffassung nach eine 
Erweiterung gegenüber der bisherigen Rechtslage 
dar. Danach sei es insbesondere auch möglich, daß 
z. B. in bezug auf Zentralstatistiken, die vom Stati-
stischen Bundesamt durchgeführt würden, Daten 
an die Länder gegeben würden, was bisher nicht 
der Fall gewesen sei. Dies gehe seines Erachtens 
über die bisherige Praxis hinaus. 

Absatz 4 bleibe für ihn unverständlich. In Satz 1 sei 
nicht zu verstehen, warum an dieser Stelle mit dem 
Begriff der Tabellen, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall auswiesen, gearbeitet wer-
de, der ansonsten im gesamten Gesetz nicht auftau-
che. Dies mache die Regelung noch schwerer ver-
ständlich, als sie es ohnehin schon sei. Zu Satz 2 sei 
er davon ausgegangen, daß eine Einzelvorschrift 
vorhanden sei. Satz 2 verweise jeoch auf die Über-
mittlungsregelungen, die im Statistikbereinigungs-
gesetz gerade aufgehoben werden sollen. 

Zu Absatz 5 sei hervorzuheben, daß dieser grund-
sätzlich eine Verbesserung gegenüber der bisheri-
gen Rechtslage darstelle. Allerdings sei daran zu 
erinnern, daß im bisherigen § 11 Abs. 3 vorgegeben 
sei, daß in den Erhebungsvordrucken die Übermitt-
lung unter Angabe des Empfängerkreises und der 
Art des Verwendungszweckes bekanntzugeben sei. 
Dies sei eine Transparenzvorschrift für den Bürger 
gewesen. Davon sei hier nicht mehr die Rede. Eine 
derartige Vorgabe müßte in § 16 aufgenommen wer-
den. 

Darüber hinaus halte er seinen Vorschlag aufrecht, 
aus Gründen der Normenklarheit eine eigenstän-
dige Strafvorschrift vorzusehen. 

15.13 

Seitens der Bundesregierung war dazu ausgeführt 
worden, daß Absatz 1 Nr. 3 sicherlich auf Einzelfälle 
abziele, die in der Tabelle noch erkennbar seien, 
also etwa auf die statistische „Eins" oder „Zwei". 
Alle anderen Fälle seien jedoch so anonym, daß sie 
nicht erkennbar würden. Der von der Regelung er-
faßte Sachverhalt, wonach Einzelangaben derge-
stalt zusammengefaßt würden, daß noch Rück

-

schlüsse gezogen werden könnten, komme prak-
tisch mehr oder weniger bei allen Statistiken vor. 
Die Statistiker müßten sich bemühen, solche Rück-
schlußmöglichkeiten soweit wie möglich auszu-
schließen. Weil ihnen jedoch nicht das bei den Be-
nutzern der Statistiken vorhandene Vorwissen be-
kannt sei, könne immer nur versucht werden, bis zu 
einem gewissen Restrisiko die damit verbundene 
Gefahr zu vermeiden. Die Regelung des Absatzes 1 
Nr. 3 entspreche in einer etwas deutlicheren Fas-
sung dem Regelungsgehalt des Absatzes 8 im Re-
gierungsentwurf. Das Bedürfnis für diese Freistel-
lungsklausel habe seit jeher bestanden und bestehe 
aus den dargelegten Gründen auch gegenwärtig 
noch. 

Zu Absatz 3 war seitens des Vertreters eines stati-
stischen Landesamtes erklärt worden, daß die nach 
dem geltenden Bundesstatistikgesetz vorgesehene 
Einengung viel zu groß sei. Es sei davon auszuge-
hen, daß das Statistische Bundesamt und die stati-
stischen Landesämter in ihrer Aufgabenstellung 
und in ihrer Abschottung den datenschutzrechtli-
chen Anforderungen voll genügten, so daß die im 
gegenwärtig geltenden Bundesstatistikgesetz ent-
haltene Eingrenzung der Übermittlungen nur von 
einem Landesamt zum Bundesamt nicht sinnvoll 
sei, da die Bundesstatistik auch Landesbedürfnisse 
und damit Sondererhebungen und Sonderauswer-
tungen für Landesressorts decke. Insoweit sollten 
nicht gesonderte Landesgesetze verabschiedet wer-
den müssen, aufgrund derer erst entsprechende In-
formationsweitergaben möglich seien. Es sei not-
wendig, von der „Einbahnregelung" des geltenden 
Bundesstatistikgesetzes zu einer „Zweibahnrege-
lung" zu gelangen — allerdings innerhalb derjeni-
gen Institutionen, die dem Datenschutz die Gewähr-
leistung böten, daß dessen Anforderungen Rech-
nung getragen werde. Dabei gehe es immer nur um 
Daten aus dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich ei-
nes Bundeslandes, d. h. ein Landesamt dürfe nicht 
Daten aus seinem Zuständigkeitsbereich dem Lan-
desamt eines anderen Bundeslandes zur Verfügung 
stellen. 

Seitens der Bundesregierung war dazu ergänzt wor-
den, daß Absatz 2 des Regierungsentwurfes dem 
Absatz 2 des § 11 im geltenden Recht entspreche. 
Dieser Absatz 2 des geltenden Bundesstatistikge-
setzes habe bereits jetzt die Fälle des Absatzes 3 
des Regierungsentwurfes mitumfaßt. Lediglich um 
der Normenklarheit willen sei dies nunmehr in Ab-
satz 3 auch ausdrücklich gesagt. Sowohl in den Fäl-
len des Absatzes 2 wie in denjenigen des Absatzes 3 
der Beschlußempfehlung gehe es um die Durchfüh-
rung einer Bundesstatistik zwischen den damit be-
trauten Personen. Das heißt, es werde nur die bishe-
rige Regelung des § 11 Abs. 2 um der Normenklar-
heit willen aufgegliedert. Gleichzeitig sollte prakti-
schen Bedürfnissen Rechnung getragen werden. 
Absatz 3 sei praktisch ein Unterfall des Absatzes 2. 

Zu Absatz 4 war seitens der Bundesregierung und 
Vertretern statistischer Ämter hervorgehoben wor-
den, daß diese Regelung nicht nur für die Bundes-
ressorts, sondern vor allem für die Länder eine ab-
solute praktische Notwendigkeit sei. Es müsse eine 



Drucksache 10/6666 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Regelung getroffen werden, die es ermögliche, daß 
die statistischen Ämter der Länder wie bisher auch 
zukünftig den unerläßlichen und legitimen Anfor-
derungen ihrer obersten Landesbehörden nach-
kommen könnten. Dies sei eine unverzichtbare For-
derung der Länder, so daß eine Regelung gefunden 
werden müsse, die diesen Wünschen Rechnung 
trage. Ansonsten sei zu befürchten, daß das Gesetz 
im Bundesrat keine Zustimmung finden könne. Es 
gehe dabei für die Länder um Essentialia, damit die 
Statistiken für den politischen Bereich genutzt wer-
den könnten. Dabei sei nicht beabsichtigt, Einzelan-
gaben im traditionellen Sinne zu übermitteln, son-
dern es solle nur eine Möglichkeit geschaffen wer-
den, die sog. „Tabellen-Eins" zur Verfügung zu stel-
len. Dies sei etwa für eine vollständige Darstellung 
der Außenhandelsstatistiken relevant. Insoweit 
würde es beispielsweise unter rein handelspoliti-
schen Gesichtspunkten darum gehen, daß einer 
obersten Bundesbehörde die statistischen Angaben 
über die Einfuhr bestimmter Waren aus einem be-
stimmten Land übermittelt würden und dabei fest-
gestellt würde, daß im Rahmen der übermittelten 
statistischen Tabellen eine Eins sei, d. h. daß es sich 
um einen Einzelimporteur handele. Von daher er-
folge die Übermittlung der Daten nicht mit dem 
Ziel, eine bestimmte Einzelangabe aus Vollzugs-
gründen zu erhalten, sondern eine vollständige sta-
tistische Aussage. Die Statistik dürfe nicht derge-
stalt verfälscht werden, daß durch ein Verbot der 
Übermittlung solcher Einzelangaben in Tabellenfel-
dern dort, wo es beispielsweise einen Einzelimpor-
teur bestimmter Waren aus einem bestimmten 
Land gebe, in der Statistik die Aussage aufgenom-
men werde, daß die Bundesrepublik Deutschland 
diese Waren aus dem in Frage stehenden Land 
nicht einführe. Diese Möglichkeit der Übermittlung 
von Tabellen mit statistischen Einzelergebnissen 
werde darüber hinaus an die traditionelle Übermitt-
lungsregelung gebunden. Bei dieser traditionellen 
Übermittlungsregelung sei an die bisherige scharfe 
Übermittlungsregelung bei Einzeldatensätzen ge-
dacht. Auch im Hinblick auf das Volkszählungsur-
teil sei die Regelung des Absatzes 4 verfassungs-
rechtlich durchaus zulässig. Zu den in Frage ste-
henden Tabellen habe das Bundesverfassungsge-
richt im Volkszählungsurteil die Aussage getroffen, 
es sei nicht erkennbar, daß das Persönlichkeits-
recht der Bürger beeinträchtigt werden könne, 
wenn die erhobenen Daten nach ihrer Anonymisie-
rung oder statistischen Aufbereitung von statisti-
schen Ämtern, anderen staatlichen Organen oder 
sonstigen Institutionen zur Verfügung gestellt wür-
den. Daß das Bundesverfassungsgericht das her-
kömmliche Bild der statistischen Aufbereitung 
auch in Tabellenform vor Augen gehabt habe, 
werde auch an einer Stelle deutlich, an der das 
Gericht zur Statistik im kommunalen Bereich aus-
führe, daß dort die Grenzen statistischer Nutzung 
fließend seien und darunter nicht nur herkömmli-
che Tabellenwerke verstanden würden, sondern — 
und dort fange die vom Bundesverfassungsgericht 
vorgenommene Problematisierung erst an — auch 
Spezialaufbereitungen für Planungszwecke, die bei 
kleinräumigem Bezug — wegen des besonders gro-
ßen Zusatzwissens der Kommunen — leicht an die 

Grenze der Deanonymisierung stießen. D. h. die 
herkömmlichen Tabellenwerke würden vom Bun-
desverfassungsgericht überhaupt nicht problemati-
siert. Außerdem seien die in der Praxis relevanten 
Fälle der Verwendung, d. h. gegenüber den gesetz-
gebenden Körperschaften und für Zwecke der Pla-
nung, konkretisiert angegeben. Ferner sei zu be-
rücksichtigen, daß das Deanonymisierungsverbot 
auch in diesem Fall gelte. Als zusätzliche Sicherung 
sei die Vorgabe aufgenommen, daß diese Angaben 
nicht für die Regelung von Einzelfällen herangezo-
gen werden dürften. Natürlich müsse die Statistik 
als solche auch für die Regelung eines Einzelfalles 
insoweit herangezogen werden können, als die sta-
tistische Aussage eine Entscheidungsgrundlage bil-
den könne. Nicht zulässig wäre demgegenüber je-
doch die Übermittlung einer statistischen Angabe 
zur Entscheidung eines konkreten Verwaltungs-
f alles.  

In bezug auf Absatz 5 war seitens der Bundesregie-
rung hervorgehoben worden, daß insoweit eine Lö-
sung gefunden worden sei, der auch die kommuna-
len Spitzenverbände zugestimmt hätten. 

Hinsichtlich der Vorschrift des Absatzes 7 war sei-
tens der Bundesregierung darauf hingewiesen wor-
den, daß diese vom Bundesminister der Justiz über-
prüft und unter strafrechtlichen Gesichtspunkten 
so abgefaßt worden sei. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
haben der vorgelegten Fassung des § 16 unter Be-
zugnahme auf die von der Bundesregierung und 
den Vertretern der statistischen Ämter dargelegten 
Argumente zugestimmt. 

15.14 

Im Ausschuß war ferner im Hinblick auf die Stel-
lungnahme des Ausschusses für Wirtschaft ein Vor-
schlag der Monopolkommission erörtert worden, in 
Absatz 4 des Regierungsentwurfes folgenden neuen 
Satz 2 einzufügen: 

„Diese Einschränkung gilt nicht gegenüber Sach-
verständigenkommissionen, deren ausdrücklicher 
gesetzlicher Auftrag die wissenschaftliche Auswer-
tung bestimmter statistischer Angaben erforderlich 
macht und die selbst besonderen Geheimhaltungs-
vorschriften unterstehen." 

Der Innenausschuß ist insoweit dem Votum des 
Ausschusses für Wirtschaft gefolgt und hat den Vor-
schlag der Monopolkommission nicht im Bundes-
statistikgesetz berücksichtigt. Zur Begründung hat 
sich der Ausschuß der von der Bundesregierung 
und dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
vorgetragenen Auffassung angeschlossen, daß 
dann, wenn dem Anliegen der Monopolkommission 
Rechnung getragen werden solle, eine Lösung nicht 
im Bundesstatistikgesetz angestrebt werden sollte, 
sondern in dem Gesetz, das den entsprechenden 
Spezialbereich regele. Insofern sei die Frage, ob 
nicht das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen die richtige Stelle für eine entsprechende Rege-
lung wäre, in der bestimmt würde, welche Daten 
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der Monopolkommission zugänglich gemacht wer-
den müßten. Wenn im Bundesstatistikgesetz allge-
mein eine Regelung in bezug auf derartige Sachver-
ständigenkommissionen getroffen würde, würden 
sich dahinter wohl unterschiedliche Fälle verber-
gen, die besser jeweils im konkreten Einzelfall spe-
zialgesetzlich geregelt würden. 

16. Zu § 17 

16.1 

Als Hinweis auf die in Betracht kommenden Vor-
schriften wurden im Rahmen der Auflistung in den 
einzelnen Ziffern jeweils Klammerzusätze ange-
fügt. 

16.2 

Über die im Regierungsentwurf enthaltenen Unter-
richtungspflichten hinaus sind nunmehr weitere 
schriftliche Unterrichtungen der zu Befragenden 
zum einen über die Hilfs- und Erhebungsmerkmale 
zur Führung von Adreßdateien (§ 13 Abs. 2) und 
zum anderen über die Bedeutung und den Inhalt 
von laufenden Nummern und Ordnungsnummern 
(§ 9 Abs. 2) vorgesehen. Mit dem Vorschlag unter 
Nummer 7 wurde einer Anregung der Fraktion der 
SPD gefolgt. Nummer 8 geht auf parallele Vor-
schläge der Oppositionsfraktionen und des Bundes-
beauftragten für den Datenschutz zurück. 

17. Zu § 23 

Durch die Neufassung des Absatzes 1 wird dem 
Vorschlag des Bundesrates aus Gründen der Klar-
stellung und Konkretisierung gefolgt, dem auch die 
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zuge-
stimmt hatte. 

18. Zu § 24 

Die vorgesehene Streichung eines Satzteils als 
überflüssig wurde ebenfalls auf einen Vorschlag 
des Bundesrates hin, dem die Bundesregierung zu-
gestimmt hatte, vorgenommen. 

19. Zu § 25 

Diese zusätzlich aufgenommene Vorschrift regelt 
die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und 
Anfechtungsklage bei Landes- und Kommunalstati-
stiken. Damit wurde einem im Verlaufe der Bera-
tungen seitens der Bundesländer vorgetragenen 
Wunsch Rechnung getragen. 

20. Zu § 26 

20.1 

Im Rahmen der Beratungen waren Bedenken des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz in bezug 

auf die Regelung des Absatzes 2 erörtert worden. 
Dieser hatte diesbezüglich eine zeitliche Begren-
zung dieser Regelung als notwendig angesehen. 
Wenn die Regelung des Absatzes 2 nicht mit einer 
Übergangsfrist versehen werde, werde auf unbe-
grenzte Zeit ein Erhebungsmodus vorgesehen, der 
nicht den Vorstellungen des Bundesverfassungsge-
richts entspreche. Von daher könnte eine derartige 
Regelung nur für eine Übergangszeit hingenommen 
werden. 

Seitens der Bundesregierung war dem entgegnet 
worden, daß der Forderung nach einer Übergangs-
regelung im Ergebnis dadurch entsprochen werde, 
daß jede Änderung der im Absatz 2 angesprochenen, 
eine Bundesstatistik anordnenden Rechtsvorschrif-
ten auch zu einer konkreten Regelung der Hilfs-
merkmale nach Maßgabe des § 9 Abs. 1 führen wer-
de. Ferner sei es ausreichend, wenn die Vorgaben 
dieser Regelung in subsumtionsfähigen Tatbestän-
den umschrieben würden. Es seien keine bis ins 
Detail gehenden Auflistungen notwendig. Hinzu 
komme, daß die Regelung nicht für sich allein ste-
he, sondern bei jeder einzelnen Erhebung die Hilfs-
merkmale konkret benannt werden müßten. Die 
Präzisierungen in den Vorgaben dieses Gesetzes 
hätten ihren Sinn bei völlig neuen Gesetzen. Hier 
gehe es jedoch um alte Gesetze, die gesetzgeberisch 
so bewältigt werden müßten, daß die Vorgaben des 
Volkszählungsurteils berücksichtigt würden. 

Der Ausschuß hat sich der Auffassung der Bundes-
regierung angeschlossen und deshalb Absatz 2 un-
verändert zugestimmt. 

20.2 

Durch den gegenüber dem Regierungsentwurf an-
gefügten Absatz 3 soll sichergestellt werden, daß im 
Hinblick auf die vom Volkszählungsurteil des Bun-
desverfassungsgerichts berührten Übermittlungs-
regelungen der Einzelgesetzgeber innerhalb eines 
Zeitraumes von vier Jahren tätig werden muß, 
wenn die Möglichkeit der Übermittlung bestimmter 
Einzelangaben aufrechterhalten werden soll. Der 
Stichtag des 31. Dezember 1984 ist deshalb gewählt 
worden, weil bereits nach diesem Zeitpunkt eine 
neue Übermittlungsregelung im Bereich des Wohn-
geldgesetzes in Kraft getreten ist. Die Frist von vier 
Jahren ist dabei vorgesehen worden, damit ein aus-
reichender Zeitraum verbleibt, gemeinsam mit ei-
ner Überarbeitung der Übermittlungsregelung wei-
terreichende Novellierungen vornehmen zu kön-
nen. 

Seitens der Bundesregierung war zu der vorgesehe-
nen Außerkrafttretungsfrist von vier Jahren darauf 
hingewiesen worden, daß es um über 70 Gesetze 
gehe, die überprüft werden müßten. Durch die vor-
gesehene Formulierung träten nach einem Zeit-
raum, in dem die Überprüfung der in Frage kom-
menden gesetzlichen Vorschriften als realisierbar 
angesehen werde, die bestehenden Vorschriften au-
ßer Kraft. Ein Zeitraum von vier Jahren sei auch 
unter dem Aspekt notwendig, daß es teilweise um 
sehr komplexe Statistikregelungen gehe, die nicht 
nur wegen der Übermittlungsregelungen überprüft, 
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sondern insgesamt novelliert werden müßten. Da-
bei sei hinsichtlich der bestehenden Vorschriften 
darauf hinzuweisen, daß diejenigen Regelungen, die 
verfassungswidrig seien, ohnehin schon außer 
Kraft seien. Von der Vorschrift könnten nur diejeni-
gen Regelungen erfaßt werden, die nach dem Volks-
zählungsurteil problematisch sein könnten. Diese 
müßten in der Zwischenzeit verfassungskonform 
ausgelegt werden. Das heißt, die Übergangsrege-
lung diene nicht dazu, die in Frage stehenden Rege-
lungen in einer verfassungswidrigen Form anzu-
wenden. Die Regelungen sollten nur mit den Ein-
schränkungen angewandt werden, die sie durch das 
Volkszählungsurteil erfahren hätten. 

20.3 

Der vorgesehene Absatz 4 soll der veränderten 
Rechtslage nach § 15 Abs. 1 Rechnung tragen. 

Da die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der 
SPD im Hinblick darauf davon ausgegangen sind, 
daß nach dem gegenwärtigen Stand der Erkennt-
nisse auf Grund der im Rahmen der Beratungen 
erfolgten Gesamtüberprüfung der geltenden 
Rechtsvorschriften die Auskunftspflicht in aller Re-
gel erforderlich sei, daß andererseits jedoch der Ge-
setzgeber durch das Volkszählungsurteil auch dazu 
angehalten sei, die Notwendigkeit der Auskunfts-
pflicht ständig zu überprüfen, sieht die Regelung 
des Absatzes 4 die Festlegung einer Auskunfts-
pflicht bei Erhebungen auf Grund bereits geltender 
Rechtsvorschriften vor, bei denen die Antwort nicht 
ausdrücklich freigestellt ist. Der weiteren Überprü-
fung durch den Gesetzgeber dient daher der von 
der Bundesregierung nach den Sätzen 2 und 3 des 
Absatzes 4 zu erstattende Bericht. Diese Regelung 
wurde getroffen, weil der Ausschuß nach Auffas-
sung der Koalitionsfraktionen und der Fraktion der 
SPD im Hinblick auf die ihm zur Verfügung ste-
hende Beratungszeit nicht abschließend die Frage 
beantworten konnte, ob und inwieweit weitere Än-
derungen einzelner statistischer Rechtsvorschrif-
ten auf Grund der Vorgaben des Volkszählungsur-
teils des Bundesverfassungsgerichts geboten sind. 
Die jetzt beschlossenen Änderungen einzelstatisti-
scher Rechtsvorschriften stellen nach Auffassung 
des Ausschusses kein Präjudiz dar. Der Innenaus-
schuß erwartet daher zu dem Fragenbereich nähere 
Aufschlüsse durch den Bericht der Bundesregie-
rung, der nach Absatz 4 Satz 2 bis zum 1. Januar 
1988 zu erstatten ist. Dieser Bericht soll auch dem 
Gesetzgeber die Grundlagen dafür bieten, gemäß 
§ 15 des Gesetzentwurfes in den einzelstatistischen 
Regelungen eine ausdrückliche Bestimmung dar-
über zu treffen, ob unter Würdigung der Interessen 
der Allgemeinheit auf der einen Seite und der Be-
troffenen andererseits eine Auskunftspflicht erhal-
ten bleiben sollte. Dabei ist der Ausschuß davon 
ausgegangen, daß die Bundesregierung in ihrem 
Bericht auch die Stellungnahme der Beteiligten 
und der Betroffenen darstellt und berücksichtigt. 
Darüber hinaus sind unter Berücksichtigung der 
Vorgaben des Volkszählungsurteils änderungsbe-
dürftige Regelungen einzelstatistischer Rechtsvor-
schriften und entsprechende Lösungsmöglichkeiten 

aufzuzeigen. Der Bericht der Bundesregierung soll 
auch eine Entscheidung darüber ermöglichen, in 
welchem zeitlichen Rahmen gesetzliche Anpassun-
gen vorzunehmen sind. 

Im Rahmen der Beratungen war zu der Berichts-
pflicht seitens der Fraktion der SPD ergänzend dar-
gelegt worden, daß diese Vorgabe in der Dimension 
ein völlig anderes Gewicht habe, als die im Rahmen 
der Beratungen zum 2. Statistikbereinigungsgesetz 
erörterten Anpassungen. Die Abwägung zwischen 
Auskunftspflicht und Freiwilligkeit sei unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse der Anhörung und 
der Beratungen eine Daueraufgabe im Sinne des 
Volkszählungsurteils. Die Berichtsvorgabe werde so 
verstanden, daß unter Berücksichtigung der Ar-
beitskapazitäten in den einzelnen Ressorts in bezug 
auf den vorgegebenen Termin gewichtet werde, d. h. 
vorrangig die Einzelstatistikgesetze überprüft wür-
den, bei denen relativ dringlich und rasch Hand-
lungsbedarf bestehe. Dies gelte einerseits in bezug 
auf die Frage der Auskunftspflicht und der Freiwil-
ligkeit, wobei hier als Ergebnis der Anhörung für 
das Gebiet der Wirtschaftsstatistiken nach dem ge-
genwärtigen Stand und auf absehbare Zeit die Aus-
kunftspflicht unverzichtbar sein dürfte. Anderer-
seits müsse jedoch auch eine Überprüfung der Alt-
bestände zur Anpassung an die Vorgaben des 
Volkszählungsurteils im übrigen erfolgen, unter 
Wahrung der Möglichkeiten der Übergangsfrist. 
Deswegen werde darum gebeten, bei der Struktu-
rierung des Berichts so zu verfahren, daß dort, wo 
erkennbar akuter Handlungsbedarf bestehe, dies 
möglichst detailliert dargelegt werde, im übrigen 
ein Überblick über weitere Prüfungsergebnisse und 
mögliche weitere Änderungen gegeben und deren 
Konkretisierung einer Fortschreibung überlassen 
werde. Dies entspreche einer realistischen Bela-
stung und diene einer praxisbezogenen Aufarbei-
tung im Rahmen der Exekutive und der parlamen-
tarischen Umsetzung. Der hier vorgegebene Bericht 
sei auch im Zusammenhang mit der Entschließung 
zum 2. Statistikbereinigungsgesetz zu sehen. 

Die Fraktion der CDU/CSU hatte sich diesen Aus-
führungen angeschlossen. 

21. Zu § 28 

Mit der Einfügung des vorgesehenen Satzes 2 wird 
dem Anliegen des Bundesministers für Wirtschaft 
Rechnung getragen, die Regelung des § 26 so lange 
aufzuschieben, bis die gesetzliche Neuregelung der 
Datenerhebung im Bereich der Statistiken für die 
Rohstoff- und Produktionswirtschaft abgeschlossen 
ist. 

V. Alternativen 

Der Ausschuß hat die nachfolgend im einzelnen 
aufgelisteten Alternativvorschläge der Fraktion 
DIE GRÜNEN zu den §§ 1, 4 bis 8 und 10 bis 12 
jeweils einvernehmlich mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen und der Fraktion der SPD und die 
Vorschläge zu §§ 15 bis 17 mit Mehrheit seitens der 
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Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD ge-
gen die Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Dabei handelte es sich im einzelnen um folgende 
Vorschläge: 

1. Zu § 1 

§ 1 sollte folgende Fassung erhalten: 

„Statistiken für Bundeszwecke haben die Aufgabe, 
dem Bundesgesetzgeber Daten für die Vorbereitung 
und Einleitung von Maßnahmen an die Hand zu 
geben, die dieser zu Zwecken der Daseinsvorsorge 
für die Menschen, insbesondere für die Verbesse-
rung der Lebensbedingungen in den Bereichen Ar-
beit, Soziales, Gesundheit und Umwelt, benötigt. 

Es gelten die Grundsätze der Neutralität und Ob-
jektivität, der wissenschaftlichen Unabhängigkeit 
sowie der Erhebungssparsamkeit. Das informatio-
nelle Selbstbestimmungsrecht jedes Bürgers ist 
hierbei ebenso Leitgedanke und wesentlicher Be-
standteil aller Bundesstatistik wie der Grundsatz, 
zentralistische und obrigkeitsstaatliche Strukturen 
auf ein für die Menschen erträgliches Maß zurück-
zunehmen und sie nicht zu bloßen Informationsob-
jekten des Staatsapparates zu reduzieren." 

Im Rahmen der Beratungen war dazu ergänzend 
erläutert worden, daß es Sinn dieses Vorschlages 
sei, den Zweck der Bundesstatistik klarer zu fassen 
und ihn auf Statistiken lediglich für Bundeszwecke 
einzugrenzen. Im dritten Absatz werde vor allem 
dargelegt, wo die Grenzen freier Statistik für Bun-
deszwecke liegen sollten. 

Seitens der Bundesregierung war dazu hervorgeho-
ben worden, daß die in dem Vorschlag der Fraktion 
DIE GRÜNEN enthaltene Zweckbestimmung für 
die Bundesstatistik zu eng gezogen sei. Bei der 
Bundesstatistik gehe es nicht nur darum, dem Bun-
desgesetzgeber Daten an die Hand zu geben, son-
dern auch der Exekutive und der Rechtsprechung. 
Die Bundesstatistik diene traditionell auch den 
Ländern, den Gemeinden und der Wirtschaft. Die 
von der Fraktion DIE GRÜNEN vorgeschlagene 
Einengung wäre unzweckmäßig. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
haben sich diesen Ausführungen angeschlossen. 
Seitens dieser Fraktionen war unterstrichen wor-
den, daß der Vorschlag der Fraktion DIE GRÜNEN 
eine allzu starke Einengung, gemessen an den bis-
herigen Aufgaben der Bundesstatistik, bedeuten 
würde. Die Bundesstatistik könne nicht auf den 
schmalen Sektor einer Aufgabenerfüllung für den 
Bundesgesetzgeber eingeengt werden. 

2. Zu § 4 

Diesbezüglich war beantragt worden, in Absatz 3 
die Nummer 5 wie folgt zu fassen: „Zwei Vertretern 
der gewerblichen Wirtschaft und einem Vertreter 
der Arbeitgeberverbände;". Ferner sollte folgende 
Nummer 10 an Absatz 3 angefügt werden: „Sieben 

Bürgervertreter, die einen repräsentativen Quer-
schnitt der Bevölkerung darstellen." 

Zur Begründung war ergänzend dargelegt worden, 
die Fraktion DIE GRÜNEN sehe keinen Sinn darin, 
daß die gewerbliche Wirtschaft sieben Vertreter in 
den Statistischen Beirat entsende. Die gewerbliche 
Wirtschaft solle zwar im Statistischen Beirat betei-
ligt sein. Eine Stärke von sieben Vertretern sei je-
doch nicht gerechtfertigt. Die Fraktion DIE GRÜ-
NEN schlage daher vor, die Zahl der Vertreter aus 
der gewerblichen Wirtschaft auf zwei zu beschrän-
ken und gleichzeitig sieben Bürgervertreter, die 
nicht durch Interessen gebunden seien, vorzusehen. 
Die dagegen seitens der Bundesregierung vorge-
brachten Argumente überzeugten nicht. Es könne 
nicht bestritten werden, daß alle Bürger und nicht 
nur die Wirtschaft von den vom Gesetz erfaßten 
Statistiken betroffen sein könnten. Wenn es um die 
Erhaltung der Arbeitsfähigkeit dieses Gremiums 
gehe, sollte die Anzahl der Vertreter aus der ge-
werblichen Wirtschaft um fünf reduziert und Bür-
gervertreter vorgesehen werden. Was die Auswahl 
angehe, könnte auf Regelungen zurückgegriffen 
werden, die auch in bezug auf Bürgervertreter in 
Wahlgremien vorgesehen seien. Das Problem bei 
der Zusammensetzung des Beirates sei, daß darin 
bisher nur Interessenvertreter als Mitglieder vorge-
sehen seien. Gerade auch unter Akzeptanzgesichts-
punkten sollte ein Interesse daran bestehen, daß in 
einem derartigen Gremium Bürgervertreter Mit-
glieder seien. 

Seitens der Bundesregierung war gegenüber die-
sem Vorschlag eingewandt worden, daß es darum 
gehe, die Arbeitsfähigkeit des Beirates zu erhalten. 
Mit diesem Beirat werde das Anliegen verfolgt, daß 
darin diejenigen vertreten seien, die zu Fragen der 
Statistik etwas beitragen könnten. Es habe schon 
immer Bestrebungen aller möglichen Gruppierun-
gen gegeben, in diesem Beirat vertreten zu sein. 
Dieser sei in der bisherigen Zusammensetzung an 
der Grenze seiner Arbeitsfähigkeit angelangt. Es 
werde außerdem nicht davon ausgegangen, daß die 
Aufnahme von sieben Bürgervertretern positive 
Impulse entfalte, sondern daß dies die Arbeitsfähig-
keit des Beirates reduzieren würde. 

Seitens des Statistischen Bundesamtes war dazu 
ergänzt worden, daß die Masse der Statistiken im 
Bereich der Wirtschaft erhoben werde. Dabei gebe 
es in den einzelnen Wirtschaftsbereichen völlig un-
terschiedliche Interessen. Von daher habe ein Inter-
esse daran bestanden, auch natürliche Gegensätze 
in sich auszugleichen. Auch Bürgervertreter wären 
wahrscheinlich in bestimmte Interessensphären 
eingebunden. 

Die Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD 
hatten sich der Argumentation der Bundesregie-
rung angeschlossen und zusätzlich hervorgehoben, 
daß der Vorschlag der Fraktion DIE GRÜNEN nicht 
nur aus den vorgetragenen sachlichen Argumenten 
abzulehnen sei, sondern auch Probleme in der 
Praktikabilität bei der Festlegung und Auswahl ent-
sprechender Bürgervertreter aufwerfe, für die 
keine Lösung gesehen werde. 
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3. Zu § 5 

Absatz 1 sollte nach Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN wie folgt gefaßt werden: 

„(1) Die Bundesstatistiken werden durch Gesetz an-
geordnet." 

Ferner sollte Absatz 2 gestrichen w erden und Ab-
satz 3 wie folgt geändert werden: 

,In Absatz 3 Satz 1 wird die Anführung „ermächtigt" 
durch „verpflichtet" ersetzt.' Absatz 3 Satz 2 sollte 
gestrichen werden. Alternativ zur ersatzlosen Strei-
chung von Absatz 3 Satz 2 werde die Anführung „er-
mächtigt" durch „verpflichtet" ersetzt. Außerdem 
sollte Absatz 5 gestrichen werden. Soweit diese Än-
derungsvorschläge im einzelnen erörtert worden 
sind, ist darauf oben unter IV. 4. eingegangen. 

4. Zu § 6 

Insoweit sollte Absatz 1 Satz 2 gestrichen und wie 
folgt ersetzt werden: „Die Angaben hierzu sind frei-
willig, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt. Zur Trennung von Erhebungs- und Hilfs-
merkmalen wird auf § 10 verwiesen." 

Dazu war seitens der Fraktion DIE GRÜNEN im 
Rahmen der Beratungen ergänzend dargelegt wor-
den, dieser Änderungsantrag sei Ausfluß der 
Grundhaltung der Fraktion DIE GRÜNEN, daß die 
Erhebung von Bürgerdaten grundsätzlich nur auf 
freiwilliger Basis verlangt werden dürfe. Etwas an-
deres gelte nur, wenn es um Daten gehe, die von 
Wirtschaftsunternehmen oder öffentlichen Institu-
tionen verlangt würden. Im Rahmen der Anhörung 
sei zwar darauf hingewiesen worden, daß es nur 
wenige Statistiken gebe, die sich direkt an den ein-
zelnen Bürger wenden würden. Dies sei jedoch ein 
Grund mehr, vorzusehen, daß die entsprechenden 
Erhebungen nur auf freiwilliger Basis vorgenom-
men werden dürften. 

Seitens der übrigen Fraktionen war insoweit auf 
die Erörterungen zu § 15 verwiesen worden. 

5. Zu § 7 

Diesbezüglich war als Folge des Vorschlages zu § 5 
Abs. 1 die ersatzlose Streichung der Vorschrift vor-
geschlagen worden. 

6. Zu § 8 

Nach Absatz 1 Satz 1 dieser Vorschrift sollte folgen-
des eingefügt werden: „Die Übertragung der stati-
stischen Aufbereitung der Daten an das Statisti-
sche Bundesamt kann nur insoweit erfolgen, wie 
die Aufbereitung den Stellen des Bundes selbst ge-
stattet ist. Hierbei sind insbesondere Löschungsfri-
sten für statistische Daten auch vom Bundesamt 
einzuhalten. Soweit bei der Aufbereitung nichtstati-
stischer Daten des Bundes auch personenbezogene 
Daten auftreten, ist außer der Einwilligung der auf

-

traggebenden Stellen auch diejenige der Betroffe-
nen notwendig." 

Ferner sollte nach Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN Absatz 2 gestrichen werden. 

Zur Erläuterung war im Rahmen der Beratungen 
hervorgehoben worden, daß dieser Vorschlag noch 
konsequenter versuche, gegenüber der Durchbre-
chung des Zweckbindungsprinzips Schranken zu 
ziehen. Nach diesem Vorschlag dürfe das Statisti-
sche Bundesamt die statistische Aufbereitung der 
Daten an anderen Stellen nur insoweit überneh-
men, wie die Aufbereitung diesen Stellen des Bun-
des selbst gestattet sei. Darüber hinaus seien wei-
tere Vorgaben, vor allem Löschungsfristen vorgese-
hen. 

Seitens der übrigen Fraktionen war insoweit an die 
Regelung des § 5 Abs. 4 erinnert worden, in dem 
vorgesehen sei, unter welchen Voraussetzungen das 
Bundesamt für Bundesstatistiken Angaben aus öf-
fentlichen Registern verwenden dürfe. Wenn der 
Vorschlag der Fraktion DIE GRÜNEN in § 8 reali-
siert würde, müßte diese Regelung entfallen. 

Im übrigen ist auf die Ausführungen unter IV. 7. zu 
verweisen. 

7. Zu § 10 

Insoweit sollte in Absatz 1 der letzte Halbsatz „So-
weit die Absätze 2 und 3 oder eine sonstige Rechts-
vorschrift nichts näheres bestimmen" wie folgt er-
setzt werden: „Das Nähere regeln die zur Ausfüh-
rung dieses Gesetzes bestimmten einzelgesetzli-
chen Regelungen." Absatz 2 sollte gestrichen wer-
den. Zur Erläuterung war hervorgehoben worden, 
daß dieser Änderungsantrag die Konsequenz aus 
der Grundauffassung der Fraktion DIE GRÜNEN 
sei, daß alle Vorgaben durch Gesetz bestimmt wer-
den sollten. 

Hinsichtlich der ebenfalls geforderten Streichung 
des Absatzes 3 des Regierungsentwurfes, die durch 
die Neuregelung des § 13 realisiert worden ist, ist 
auf die Ausführungen unter IV. 9. zu verweisen. 

8. Zu § 11 

Absatz 1 Satz 1 sollte wie folgt gefaßt werden: „Ant-
worten auf den Erhebungsvordrucken werden von 
den zu Befragenden in der dort vorgegebenen Form 
erteilt." 

Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 sollte wie folgt gefaßt werden: 
„dem Statistischen Bundesamt im Einvernehmen 
mit dem zuständigen statistischen Amt des Landes 
für Bundesstatistiken, die von den statistischen 
Ämtern der Länder erhoben und aufbereitet wer-
den, sowie mit dem Statistischen Beirat." 

Hinsichtlich des Vorschlages zu Absatz 1 Satz 1 war 
dargelegt worden, daß dieser Vorschlag das Anlie-
gen des Regierungsentwurfs wesentlich klarer zum 
Ausdruck bringe. 
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Den übrigen Fraktionen war demgegenüber der 
Verpflichtungscharakter der Regelung im Regie-
rungsentwurf deutlicher erschienen. Von diesen 
war ferner darauf hingewiesen worden, daß unter 
sachlichen Gesichtspunkten der Vorschlag der 
Fraktion DIE GRÜNEN konsumiert sei. 

Hinsichtlich des Vorschlages zu Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 ist darauf hinzuweisen, daß der gesamte 
Satz 2 in der Beschlußempfehlung gestrichen ist. 

9. Zu § 12 

Absatz 1 sollte wie folgt gefaßt werden: 

„Hilfsmerkmale sind, soweit Absatz 2 oder eine son-
stige zur Durchführung dieses Gesetzes bestimmte 
gesetzliche Regelung nichts anderes vorsieht, von 
den Erhebungsmerkmalen zu trennen und geson-
dert aufzubewahren und zu löschen, sobald bei den 
statistischen Ämtern die Überprüfung der Erhe-
bungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schlüssigkeit 
und Vollständigkeit abgeschlossen ist." 

Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, daß § 12 
Abs. 1 der Beschlußempfehlung als Ergebnis der Er-
örterungen im Ausschuß nunmehr ausdrücklich 
eine Trennungsregelung vorsieht. 

10. Zu § 15 

Absatz 1 sollte wie folgt gefaßt werden: „Alle natür-
lichen Personen, soweit sie nicht als Inhaber oder 
Leiter von Wirtschaftsunternehmen in Anspruch 
genommen werden, sind in der Beantwortung der 
gestellten Fragen frei. Eine Auskunftspflicht be-
steht nicht." 

Absatz 2 sollte folgende Fassung erhalten: 

„Juristische Personen des öffentlichen Rechts, Per-
sonenvereinigungen, Behörden des Bundes und der 
Länder sowie Gemeinden und Gemeindeverbände, 
Wirtschaftsunternehmen, deren Leiter und Inhaber, 
sind zur Beantwortung der ordnungsgemäß gestell-
ten Fragen verpflichtet, soweit nicht die Antwort 
ausdrücklich freigestellt ist. Die Auskunftspflicht 
besteht gegenüber den mit der Durchführung der 
Bundesstatistiken amtlich betrauten Stellen und 
Personen." 

Außerdem sollte Absatz 4 gestrichen und Absatz 5 
wie folgt gefaßt werden: 

„Antworten sind in verschlossenem Umschlag bei 
der Erhebungsstelle abzugeben oder dorthin zu 
übersenden." 

Im Rahmen der Beratungen war dazu über die un-
ter IV. 14. dargelegten Äußerungen hinaus ergänzt 
worden, daß bei diesem Vorschlag im Hinblick auf 
die seitens der übrigen Fraktionen dargelegte Si-
tuation im Wirtschaftsbereich dieser von der anson-
sten in den Vorschlägen der Fraktion DIE GRÜ-
NEN enthaltenen Vorgabe der Freiwilligkeit der Er-
hebungen ausgenommen sei. Im Wirtschaftsbereich 
sei eine Auskunftsbereitschaft ohne Auskunfts

-

pflicht selten vorhanden, wobei gleichzeitig Aus-
künfte erforderlich seien. Personen oder Personen-
gemeinschaften, die sich am Wirtschaftsleben betei-
ligten, seien nach Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN nicht in gleichem Umfang schutzwürdig 
und schutzbedürftig wie Einzelpersonen. Diese 
seien anders zu behandeln. Dies resultiere als Er-
gebnis aus der Anhörung. Insoweit habe die Frak-
tion DIE GRÜNEN auf Grund der Ergebnisse der 
Anhörung ihre Position, die sie beim Volkszäh-
lungsgesetz vertreten habe, modifiziert. Hinsicht-
lich der verlangten Vorgabe der Freiwilligkeit für 
die Erhebungen bei Einzelpersonen sei anzumer-
ken, daß die Frage, ob Freiwilligkeit bei den Einzel-
statistiken ausreichend sei, so lange nicht voll er-
probt werden könne, wie im Grundsatz eine Aus-
kunftspflicht vorgesehen sei. Es würden nie die 
gleichen Ergebnisse bei Testerhebungen erzielt, so 
lange grundsätzlich die Auskunftspflicht beibehal-
ten werde. 

Seitens der übrigen Fraktionen war entgegnet wor-
den, daß die von der Fraktion DIE GRÜNEN ver-
langte Vorgabe zu weit gehe. Beim Mikrozensus 
und der Volkszählung sei man gerade erst in einer 
Testphase angelangt, in der erste Erkenntnisse ge-
sammelt würden. Die Ergebnisse dieser Erkennt-
nissammlung würden durch eine Formulierung, wie 
sie von der Fraktion DIE GRÜNEN vorgeschlagen 
werde, vorweg genommen. Dies könnte, wenn sich 
entsprechende gesicherte Erkenntnisse auf Grund 
der Erprobungen einstellten, Endpunkt einer Ent-
wicklung sein, die den Erfordernissen von Staat 
und Gesellschaft entsprächen. Die bisherigen Er-
kenntnisse reichten jedoch für eine derart weitge-
hende Festlegung nicht aus. 

Seitens der Bundesregierung war darauf verwiesen 
worden, daß eine große Kommune völlig freiwillige 
Erhebungen im Bereich kommunaler Statistiken 
durchgeführt habe. Die Ergebnisse seien äußerst 
schlecht ausgefallen. 

11. Zu § 16 

Absatz 1 Satz 1 sollte wie folgt gefaßt werden: „Ein-
zelangaben über persönliche und sachliche Verhält-
nisse, die für eine Bundesstatistik gemacht werden, 
sind von den Amtsträgern und für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten, die mit der Durch-
führung von Bundesstatistiken betraut sind, ge-
heimzuhalten." 

Absatz 3 sollte wie folgt gefaßt werden: 

„In besonders zu begründenden Fällen darf das Sta-
tistische Bundesamt mit Einverständnis des Betrof-
fenen an die statistischen Ämter der Länder die 
ihren jeweiligen Erhebungsbereich betreffenden 
Einzelangaben für Sonderaufbereitungen auf regio-
naler Ebene übermitteln. Hierbei ist sicherzustel-
len, daß eine Verknüpfung der übermittelten Daten 
mit denen, die in den Landesämtern vorhanden 
sind, ausgeschlossen ist. Gleiches gilt für die Über-
mittlung von Einzelangaben aus Bundesstatistiken 
zwischen dem Statistischen Bundesamt und den 
statistischen Ämtern der Länder zu Zwecken der 
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Erstellung der volkswirtschaftlichen Gesamtab-
rechnung des Bundes und der Länder." 

Absatz 4 (d. h. Absatz 6 der Beschlußempfehlung) 
sollte folgende Fassung erhalten: 

„Grundsätzlich dürfen vorn Statistischen Bundes-
amt und den statistischen Ämtern der Länder nur 
derart aus Einzelangaben aggregierte Daten weiter-
gegeben werden, die einzelnen Auskunftspflichti-
gen oder Betroffenen nicht zugeordnet werden kön-
nen. Dies gilt nicht für die Übermittlung von Daten 
für wissenschaftliche Zwecke an Amtsträger oder 
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete 
in Hochschulen oder sonstigen Einrichtungen mit 
der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher For-
schung." 

Im Rahmen der Beratungen war ergänzend seitens 
der Fraktion DIE GRÜNEN darauf hingewiesen 
worden, daß namentlich in dem Vorschlag zu Ab-
satz 4 (neuer Absatz 6) eine sehr weitgehende Rege

-

lung zur Übermittlung von Daten für wissenschaft-
liche Zwecke vorgesehen sei. Diesbezüglich sei 
auch auf Parallelen in den Erörterungen zum Ar-
chivgesetz zu verweisen. 

12. Zu § 17 

Nummer 4 sollte wie folgt gefaßt werden: 

„Den Zeitpunkt der Trennung und Löschung". 

In einer Nummer 8 sollte angefügt werden: 

„Die vorgesehene einmalige oder wiederholte perso-
nenbezogene Verwendung ihrer Daten." 

Hinsichtlich der Forderung zu Nummer 4 war sei-
tens der Bundesregierung dargelegt worden, daß 
ein Zeitpunkt für die Trennung und Löschung nicht 
angegeben werden könne, da die die Trennung und 
Löschung auslösenden Sachverhalte zeitlich nicht 
im voraus genau bestimmt werden könnten (vgl. 
§ 12 Abs. 1 und 2). 

Bonn, den 3. Dezember 1986 

Dr. Wernitz 

Berichterstatter 

Ströbele Broil Dr. Hirsch 


